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«Mission statement»
Das Bulletin des alternativen 
Zug wird von folgenden Grup-
pen getragen: Kritisches Forum 
Alternative Cham, Frische Brise 
Alternative Steinhausen, Gleis 
3 Risch-Rotkreuz, Freie Wähler 
Menzingen, Forum Oberägeri, 
SGA Zug/Baar.
Das Bulletin setzt sich mittels 
seiner Publikationen ein für die 
Förderung und den Erhalt von 
Lebensqualität im Sinne von …

■ Soziale Gerechtigkeit, Schutz 
sozial Benachteiligter
■ Ökologische Nachhaltigkeit, 
Schutz von Lebensräumen und 
der Natur
■ Gleichwertigkeit von Ge-
schlecht und Rasse
■ Verantwortung des Einzelnen 
gegenüber der Gesellschaft und 
Verantwortung der Gesellschaft 
gegenüber dem/der Einzelnen

Die Redaktion recherchiert zu po-
litischen und gesellschaftlichen 
Themen nach bestem Wissen und 
Gewissen. Sie nimmt aktuelle 
Themen der alternativen Grup-
pierungen aus den einzelnen 
Zuger Gemeinden auf. Das BUL-
LETIN fördert das politische Be-
wusstsein der Bevölkerung und 
trägt zur Meinungsbildung bei.

Redaktion und Herausgeberver-
ein «Das Bulletin»



«Ja, es gefällt mir im Kantonsrat, 
denn auf der Theaterbühne ken-
ne ich mich vor und hinter der 
Bühne aus und fühle mich dort 
seit Jahrzehnten wohl», meine ich 
jeweils schmunzelnd. «Die Polit-
bühne ist mit der Theaterbühne 
doch in vielem ähnlich und das gibt 
mir eine gewisse Sicherheit beim 
Auftritt.»

Als neue Kantonsrätin Hanni aus 
der Gemeinde Risch bin ich als 
Stimmenzählerin auch Mitglied des 
Kantonsratsbüro, was mir zusätz-
liche Blicke hinter die Kulissen 
erlaubt.
Für jede Kantonsratssitzung wird 
vom Landschreiber Tino Jorio ein 
mehrseitiges Drehbuch mit den 
Traktanden erstellt, wonach sich 
der Kantonsratspräsident und das 
Kantonsparlament während der 
Ratssitzung richten muss. Anträge 
zu verschiedenen Geschäften, die 

vorgängig angemeldet wurden, ver-
leihen der Sitzung etwas Spannung 
oder sogar Situations-Komik. Bei 
speziellen Voten oder Versprechern 
kann es im Regierungsratssaal zu 
Reaktionen kommen in Form von 
Kopfschütteln oder lautem Lachen. 
Da sehe ich mich in einer Theater-
aufführung in Form einer Komödie 
oder in einem Volksstück, ohne hier 
respektlos zu sein.

Auf der Polit- und der Theaterbühne 
ist Bühnenpräsenz, Ausdruckskraft 
und auch Herzblut gefragt. Ist man 
schon länger im Metier, gibt einem 
die gemachten Erfahrungen, seien 
sie positiv oder negativ, die nötige 
Zuversicht und auch Geduld.

Aus meinem langjährigen Engage-
ment in der Gemeindepolitik weiss 
ich, dass ich und meine Mitstrei-
tenden von Gleis 3 Alternative Risch 
mit einigen Ideen und Ansprüchen 
vielmals um Jahre zu früh sind oder 
waren. Ich weiss, dass neue Gesell-
schaftsformen viel Zeit brauchen, 
bis die Notwendigkeit von den 
Leuten eingesehen und mehrheits-
fähig werden. Bei den Umwelt- und 
Verkehrsfragen ist die Bevölkerung 
wohl sensibilisiert, aber noch zu we-
nig bereit, Umsetzungen zu tragen 
und zu unterstützen.

Meine Lebenserfahrung mit Familie, 
Beruf, Umwelt, Theater und Kultur 
gibt mir die Gewissheit, dass ich als 
soziale, volksnahe und zielstrebige 
Frau die Anliegen der Bevölkerung 
kenne. Um in der Politik angestrebte 
Ziele erreichen zu können, braucht 
es Ausdauer, Lobbying, Geduld und 
hartnäckiges Nachhaken bei be-
stimmten Themen. Engagement, das 
sich irgendwann auszahlen wird, 
ich weiss es. ■
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Editorial

Bühne frei für die Politik

Hanni Schriber-Neiger, Kantonsrätin Alternative, Risch-Rotkreuz

Hanni Schriber-Neiger, Kantons-

rätin Gleis 3 Alternative Risch.
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Was hat Politik mit Theater zu tun? Sehr viel! Beides, Theater und Politik, 
fi nden auf einer Bühne statt. Für die jeweiligen Auftritte werden die glei-
chen Eigenschaften von den Agierenden abverlangt.



Finanzplatz Zug

«Im letzten Oktober stand über 
einem Artikel des «Tagesanzei-
gers» der folgende Titel: «Zug blüht 
wirtschaftlich – und leidet gesell-
schaftlich» (26.10.06). Das grösste 
gesellschaftliche Leiden im Kan-
ton Zug sind die Wohnungsnot 
und die Mietzinsnot. Beide führen 
zu einer Umschichtung der Bevöl-
kerung: Vor allem Familien mit 
tieferen und mittleren Einkommen 
werden aus dem Kanton verdrängt, 
dafür nehmen reichere ihren Platz 
ein, genauer: ihren doppelten oder 
dreifachen Platz. Diese Entwick-
lung hat die «Neue Zuger Zeitung» 
am 6. Dezember 2006 auch in 
einem Titel kurz und knapp zu-
sammengefasst: «Wohnung kaufen 
oder Zug verlassen».

Wohnungs- und Mietzinsnot
Zug hat neben Genf den tiefsten 
Leerwohnungsbestand aller Kan-
tone. Während in der Schweiz im 
Durchschnitt etwas mehr als ein 
Prozent der Wohnungen leer sind, 
sind es im Kanton Zug 0,33 Pro-
zent. Allgemein gilt die Regel: Von 
einem Wohnungsmarkt kann man 
erst ab einem Prozent freier Woh-
nungen sprechen. Wenn der Anteil 
tiefer ist, dann können die Vermie-
ter den Preis einseitig bestimmen. 
Meistens handelt es sich bei ihnen 
um Grossimmobilienbesitzende. 
Der Kanton Zug hat neben dem 
Kanton Genf die teuersten Woh-
nungen in der Schweiz. Gemäss 
einer von der UBS in Auftrag ge-
gebenen Studie bewegen sich die 
Angebotspreise pro Quadratmeter 
Hauptnutzfläche und Jahr in der 
Grossstadt Zürich zwischen 195 
und 355 Franken, in der Kleinstadt 
Zug zwischen 205 und 355 Fran-
ken. In anderen Worten: Der Anteil 
günstiger Wohnungen ist in Zug 

spürbar kleiner als in Zürich. Das 
ist auch eine Folge davon, dass es 
nie ein rotes Zug gegeben hat, das 
den städtischen und genossen-
schaftlichen Wohnungsbau geför-
dert hätte. Kommt dazu, dass die 
Umgebung von Zürich günstiger 
als die von Zug. 
Die Mietzinse sind im Kanton Zug 
vor allem aus vier Gründen der-
art hoch: Erstens drückt die Woh-
nungsnot die Preise nach oben. 
Zweitens ist der Boden im Kanton 
Zug sehr teuer. Drittens hat die 
Nachfrage von Leuten, die hohe 
Preise bezahlen können, eine zu-
sätzlich verteuernde Wirkung. Und 
viertens macht die Firmenflut al-
les noch schlimmer. Alle vier Fak-
toren hängen zusammen mit den 
tiefen Steuern für natürliche und 
juristische Personen. Die hohen 
Mieten haben zur Folge, dass die 
meisten Zugerinnen und Zuger bei 
den Wohnkosten mehr verlieren, 
als sie bei den Steuern einsparen. 
Steuern zahlt man einmal im Jahr, 
Mieten aber 12 Mal. Kommt dazu, 
dass im Kanton Zug auch andere 
Güter und Dienstleistungen teurer 
sind als andernorts. Beispielswei-
se sind die Restaurants im Umfeld 
des Bundeshauses günstiger als die 
in der Stadt Zug.

Bieler fährt besser als Zuger
Die UBS hat ein Gemeinderating 
«Gesamtbelastung durch Wohnen 
und Steuern» gemacht. Bei einem 
steuerbaren Einkommen von 
100‘000 Franken liegen die Zuger 
Gemeinden zwischen den Plätzen 
86 und 907 relativ weit hinten. 
«Ein einfacher Vergleich zwischen 
der steuergünstigen Stadt Zug und 
der steuerlich teuren Stadt Biel 
zeigt, dass der Verheiratete mit den 
100‘000 Franken steuerbarem Ein-

kommen in Biel rund 6000 Fran-
ken pro Jahr weniger für Wohnen 
und Steuern aufwenden muss als 
sein Pendant in der Stadt Zug. Ab 
einem steuerbaren Einkommen von 
rund 200‘000 Franken lohnt sich 
aber rein aus finanziellen Gründen 
die Wohnsitznahme in der Stadt 
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Zug darf kein Monaco werden

Josef Lang, Nationalrat Alternative, Zug | Bild BULLETIN
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An der Unia-Generalversammlung im Casino vom 9. März 2007 war Josef 
Lang Gastreferent. Dabei schlug er der Linken eine Offensive gegen die 
Verdrängung von Familien durch reiche Neuzuzüger vor. Hier seine Rede …

Monaco ist zugebaut …



Zug.» (UBS Wealth Management 
Research, 20.3.2006, S.5.)

Normal- und Wenigverdienende 
werden verdrängt
Angesichts solcher Zahlen ist 
es kein Wunder, wenn immer 
mehr Leute mit Einkommen über 

250‘000 Franken Leute mit Ein-
kommen unter 100‘000 Franken 
verdrängen. Dieser Prozess drückt 
sich aus in der Tatsache, dass der 
Anteil der Mieterinnen und Mie-
ter kleiner, der von Wohn- und 
Haus eigentümern zunimmt. Dies 
ist um so bemerkenswerter, als 

auch Wohneigentum im Kanton 
Zug überdurchschnittlich teuer 
ist. In den Mehrfamilienhäusern, 
die letztes Jahr im Kanton Zug 
erstellt wurden, sind laut «Neuer 
Zuger Zeitung» drei Viertel Eigen-
tumswohnungen. Urs Bertschi, 
Co-Präsident des Zuger Miete-
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… und Zug ist auf dem Weg dorthin.



rinnen- und Mieterverbandes, fasst 
seine Beobachtungen in folgende 
Worte: «Wer sich eine Eigentums-
wohnung nicht leisten kann und 
nicht gewillt ist, im Kanton Zug 
ein schlechtes Preis-Leistungs-Ver-

hältnis hinzunehmen, weicht auf 
Gemeinden ausserhalb des Kan-
tons aus.» («Neue ZZ», 6.12.07.) 
Das betrifft auch Leute, die sich im 
Freiamt oder im Säuliamt oder im 
Luzernischen Wohneigentum kau-

fen. Der kürzlich zurück getretene 
Regierungsrat Hanspeter Uster il-
lustrierte die Kehrseite des Steuer-
paradieses jeweils mit folgender Er-
fahrung: «Ich bewillige praktisch 
jeden Monat ein Gesuch, damit 
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Interpellation im Kantonsrat
Zur Zuger Dumpingsteuerpolitik reichte die Alternative Fraktion am 29. Januar 2007 eine Interpellation ein. Die 
Zahl der Firmen hat sich im vergangenen Jahr im Kanton Zug gemäss der «Neuen Zuger Zeitung» vom 26. Januar 
2007 wieder massiv erhöht. Der Nettozuwachs beträgt 1348 Firmen. Das ist im schweizerischen und europäischen 
Vergleich völlig unverhältnismässig und dürfte für den kleinen Kanton Zug einen neuen Rekord darstellen.

Die Alternativen stellen dem Regierungsrat dazu folgende Fragen …
1. Wie viele der neu zugezogenen Firmen sind privilegierte Gesellschaften? Wie viele davon Briefkasten-
firmen, gemischte Gesellschaften und Holdinggesellschaften? Wie viele der neuen Firmen sind aus einem 
anderen Kanton zugezogen? 
2. Wie viele der neu zugezogenen Firmen sind im Rohstoffhandel tätig? 
3. Wie viele der neu zugezogenen Firmen sind im Kanton Zug im produzierenden Sekundärsektor tätig? 
4. Wie viele zusätzliche Verwaltungsratsmandate und Notariats-Aufträge werden schätzungsweise durch 
die neu zugezogenen Firmen geschaffen? 
5. Wie ist die ungefähre Auswirkung der Firmenflut auf das Ressourcenpotenzial des Kantons Zug und 
somit auf die NFA-Rechnung? 
6. Wie schätzt der Regierungsrat die Auswirkungen der Firmenflut auf die Boden-, Miet- und Pachtpreise, 
auf die Lebenskosten und auf die Wohnungsnot ein? 
7. Was meint er zur Gefahr einer finanziellen Mehrbelastung von Personen niederen und mittleren Ein-
kommens im Kanton Zug? Was meint er zur Gefahr einer verstärkten Verdrängung dieser Einkommens-
schichten aus dem Kanton? 
8. Wie sieht er die Zukunft des Werkplatzes angesichts der durch die Firmenflut steigenden Produktions-, 
und hier vor allem der Landkosten? 
9. Wie schätzt der Regierungsrat den durch die Firmenflut verstärkten Druck auf das Kulturland und auf 
den allgemeinen Landmangel ein? 
10. Was sind die Folgen der Firmenflut auf die Verkehrsbelastung, die damit zusammenhängende Luft-
verschmutzung und ganz allgemein die Lebensqualität? 
11. Wie schätzt der Regierungsrat die Gefahr ein, dass in der Firmenflut besonders viele ethisch und/oder 
strafrechtlich dubiose und mafiose Gesellschaften nach Zug gelangen? Wie beugt die Regierung dem vor? 
Wie handhabt sie die Kontrolle und die strafrechtliche Verfolgung? Wird eine vermehrte internationale 
Zusammenarbeit bei der strafrechtlichen Verfolgung im Bereich Wirtschaftskriminalität gesucht? 
12. Betrachtet es der Regierungsrat angesichts der Firmenflut nicht als besonders dringlich, zugunsten 
eines sauberen Handelsplatzes den Rohstoffhandel wie ursprünglich beabsichtigt dem Geldwäschereige-
setz zu unterstellen? 
13. Wie sieht der Regierungsrat die Probleme von Gemeinwesen, in denen ein grosser Teil der neu zuge-
zogenen Firmen mehr Kosten verursachen als in Zug, aber denen sie die zu deren Finanzierung nötigen 
Steuern entziehen? 
14. Befürchtet der Regierungsrat nicht, dass eine Politik, die auf Steuerdumping baut, angesichts des 
wachsenden Druckes seitens der EU oder der OECD gegen unfaire Steuerpraktiken, auf Sand baut und 
unseren Kanton langfristig in eine Sackgasse führt?



ein Polizist in einen angrenzenden 
Kanton ziehen kann, weil er in 
Zug kein Wohneigentum mehr zu 
kaufen vermag. Das ist keine gute 
Entwicklung und ist eine Folge der 
tiefen Steuern.» («Tagesanzeiger», 
27.12.2006)

Mehrbeton und Mehrdreck
Weitere Beispiele «gesellschaft-
lichen Leidens» will ich nur kurz 
erwähnen: Immer mehr Grün-
flächen werden in Grauzonen 
verwandelt. Die Firmenflut, die 
sich vor allem in die Gemeinden 
Zug und Baar ergiesst, vergrössert 
die Pendlerströme. Mehr Pendler 
heisst bestenfalls mehr Bahnen 
und Busse, schlimmstenfalls mehr 
Autos und Strassen. Die Lärm- und 
Luftbelastung nimmt zu.

Teurer Produktionsstandort
Der Werkplatz, der mehr Raum 
benötigt als eine Handelsfirma, 
gerät wegen den hohen Boden- 
und Pachtpreisen ebenfalls unter 
Druck. Und da die Industrie perso-
nalintensiver ist als eine Handels- 
oder Finanzgesellschaft und da 
sie nicht die gleich hohen Löhne 
zahlen kann, ist sie stärker betrof-
fen durch den Wohnungsmangel 
und die hohen Wohnkosten. Die 
steigenden Land- und Pachtkosten 
verteuern den echten Bauern das 
Produzieren und erschweren ih-
nen somit das Existieren.

Die Reichsten und Rechtesten
Natürlich gibt es im Steuerpara-
dies nicht nur Verlierer und Lei-
dende. Es gibt auch Profiteure. Di-
ese stellen zwar eine Minderheit, 
umso grösser ist ihr Profit. Zuerst 
sind es all die steuerflüchtigen 
Personen und Firmen, die auf Kos-
ten anderer Gemeinwesen Geld, 
viel Geld sparen. Dann sind es die 
Wirtschaftsanwälte und Treuhän-
der, die mit relativ wenig Aufwand 
hohe Einkommen erzielen. Vor 
allem aber profitieren die Reichen, 

die erstens wenig Steuern und be-
zahlen und zweitens in aller Regel 
von den steigenden Preisen ihrer 
Immobilien profitieren. 
Die drei bürgerlichen Parteien 
des Kantons Zug stehen völlig im 
Dienste dieser Profiteure. Es ist 
kein Zufall, gehören sie zu den 
rechtesten bürgerlichen Parteien 
der Schweiz. Die Zuger Bourgeoi-
sie ist nicht nur die reichste im 
Land. Sie ist auch die rechteste im 
Land.

Blind für Gefahren
Und wie es mit den Reichen und 
Rechten so ist: Da ihr Denken auf 
den kurzfristigen Profit ausgerich-
tet ist, sind sie blind gegenüber den 
mittel- und langfristigen Gefahren, 
die auf sie zukommen. Damit mei-
ne ich nicht nur das Klima, das 
den Reichen und Rechten, wie die 
Strassenabstimmung gezeigt hat, 
ohnehin ziemlich egal ist. Damit 
meine ich auch das, was ihnen am 
Nächsten liegt: das Portemonnaie. 
Steueroasen geraten immer mehr 
unter Druck.
Erstens seitens der Schweizer Be-
völkerung. Gemäss einer kürzlich 
durchgeführten Umfrage lehnt di-
ese zu drei Viertel Steuerprivile-
gien wie die für Holdings ab.
Zweitens seitens der Europäischen 
Union, weil die Steuerflucht den 
europäischen Sozialstaaten die 
materielle Basis entzieht. (Aller-
dings wäre die EU glaubwürdiger, 
wenn sie gleichzeitig gegen die ei-
genen Steueroasen vorgehen wür-
de.)
Und drittens gibt es konstanten 
Druck seitens der OECD. Je mehr 
die Wirtschaft des Kantons Zug 
durch die tiefen Steuern geprägt 
ist, desto grösser wird der Preis 
sein, den wir alle zu bezahlen ha-
ben, wenn die riesigen Steuerge-
fälle in der Schweiz und in Europa 
ausgeglichen werden. Steueroasen 
bauen auf Sand. Wer weiter einsei-
tig auf Steuerdumping setzt, han-

delt verantwortungslos und kurz-
sichtig.

Soziale Gegenoffensive
Viele von euch bauen die Häuser, 
Büros und Infrastrukturen dieses 
Kantons. Aber ihr habt es ungleich 
schwerer, als irgendein reicher 
Steuerflüchtling oder irgendeine 
steuerflüchtige Firma eine von 
euch erstellte Wohnung zu finden 
oder zu behalten. Ähnlich geht es 
vielen anderen Werktätigen. Die 
politische Linke – die SP, die Al-
ternativen und die Christlichsozi-
alen – sowie die Gewerkschaften, 
der Mieterinnen- und Mieterver-
band, aber auch die Umweltorga-
nisationen sind herausgefordert, 
zur Lösung des grössten sozialen 
Problems dieses Kantons. Dies 
sind der Wohnungs- und Mietzins-
not, der Verdrängung von nichtbe-
tuchten Familien eine langfristig 
angelegte und gemeinsam geführ-
te Gegenoffensive zu starten. Nur 
so können wir verhindern, dass 
Zug zu einem Monaco nur für die 
Reichsten wird. Schliesslich baut 
ihr, bauen wir Zug für die Men-
schen und nicht für den Mam-
mon.» ■
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Arbeits- und Menschenrechte in Kolumbien

Zwei kolumbianische Männer weil-
ten im Januar 2007 in einer beson-
deren Mission in der Schweiz. Die 
beiden leben im Norden Kolumbi-
ens, wo die grösste Tagbaumine Sü-
damerikas – doppelt so gross wie der 
Genfersee – liegt. Die Kohlenmine 
Cerrejon gehört einem Konsortium 
der drei Rohstoffhandelskonzerne 
Xstrata (einer Tochterfirma der 
Glencore, mit Steuerdomizil in Zug), 
BHP Billiton und Anglo American. 
José Julio Perez, ein Mann mit afri-
kanischen Wurzeln, ist Vorsteher ei-

ner Dorfgemeinschaft und Armando 
Perez setzt sich als Anwalt für die 
Anliegen von unterdrückten Min-
derheiten ein.
In einer Begegnung mit kirchlich 
und politisch engagierten Personen 
in Baar schilderten die beiden Män-
ner, wie ihre Dorfgemeinschaft im 
Rahmen der Minenexpansion im 
Jahre 2001 rücksichtslos vertrieben 
und brutal all ihrer Lebensgrundla-
gen beraubt wurde. Mit ihrem Auf-
enthalt bei uns verfolgten sie zwei 
Ziele: Zum einen wollten sie mit 

der Xstrata-Konzernleitung das Ge-
spräch suchen, auf ihre hoffnungs-
lose Situation aufmerksam machen 
und um Hilfe beim Aufbau eines 
neuen Dorfes und um gerechte Be-
handlung bitten. Zum andern ging 
es ihnen auch darum, internationale 
Unterstützung zu erhalten in einem 
gravierenden Arbeitskonflikt zwi-
schen der Minenbetreiberfirma und 
den Gewerkschaften.

Wende im Arbeitskonflikt
Die Alternative Kanton Zug hat über 
die Arbeitsgruppe Schweiz-Kolum-
bien seit Monaten ihre Solidarität 
mit den Arbeitern ausgedrückt, ei-
nerseits über Briefe, anderseits über 
persönliche Kontakte. Zugleich hat 
auch eine gezielte Öffentlichkeitsar-
beit (Presseartikel, Dokufilm an den 
Solothurner Filmtagen) mitgeholfen 
Druck aufzubauen. So gelang im ko-
lumbianischen Arbeitskonflikt kurz 
vor dem definitiven Scheitern ein 
Verhandlungsdurchbruch. Ende Ja-
nuar 2007 wurde ein neuer Gesamt-
arbeitsvertrag unterzeichnet. In Zug 
gab die Xstrata den beiden Kolum-
bianern abschlägigen Bescheid auf 
ihre Bitten um Gehör. Doch anfangs 
Februar wurden sie von einem Mit-
glied der Konzernleitung in London 
empfangen und erhielten teilweise 
befriedigende Antworten auf ihre 
Anfragen.

Ausbeutung und Profit
Globalisierung heisst hier konkret: 
In Kolumbien schuften ausgebeu-
tete Menschen unter elenden Le-
bens- und Arbeitsbedingungen. Der 
Gewinn aus dieser harten Arbeit 
kommt nicht ihnen zu Gute, son-
dern wird auf der anderen Seite 
der Erdkugel – im Rohstoffhandels-
zentrum Zug – auf bereits vorhan-
denen Wohlstand aufgehäuft. Die 
Menschen, die unseren Wohlstand 
erarbeiten, sind so weit weg, dass 
ihr Leiden und ihre Unterdrückung 
uns nicht mehr beunruhigen. Wir 
vergessen, die wesentlichen Fra-
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Erfolg internationaler Solidarität

Berty Zeiter, Kantonsrätin Alternative, Baar | Bild Stephan Suhner
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Die Welt ist nahe zusammengerückt. Was auf einer Seite unseres 
Planeten geschieht, hat Auswirkungen auf der anderen. Der Wirtschafts-
kanton Zug ist ein Kristallisationspunkt dieser zunehmenden Verfl ech-
tung – einer Globalisierung, die viele Menschen zu Verlierern macht.

José Julio Perez, Verantwortlicher für die 

Dorfgemeinschaft von Tobaco (Kolumbien).



gen nach dem Hintergrund unseres 
Reichtums zu stellen. 
Die Globalisierung hat seit den 
1970er-Jahren die Kluft zwischen 
Arm und Reich, zwischen den 
Entwicklungs- und den Industri-
eländern enorm vergrössert. Be-
schwichtigend heisst es: Wenn es 
den Reichen gut geht, profitieren 
alle. Das ist definitiv eine Lüge. 
Der produzierte Reichtum wird we-
der über Löhne noch Investitionen 
an die Arbeitenden und die lokale 
Wohnbevölkerung zurückgegeben, 
sondern privatisiert. Mulits machen 
Profit (siehe Box nebenan). Durch 
die Tiefsteuerpolitik des Kantons 
Zug, die insbesonders Holdings, ge-
mischte Gesellschaften und Domi-
zilfirmen privilegiert, wird diese 
tragische Entwicklung noch geför-
dert.

Lichtblicke
Umso schöner ist es, wenn zwi-
schendurch direkte Begegnungen 
sensibilisieren, Verbundenheit be-
wirken und gar kleine Erfolge nach 
sich ziehen. Dann ist es auch etwas 
leichter, den Widerstand gegen die-
se destruktiven Mechanismen auf-
recht zu erhalten, Solidarität weiter 
zu leben im Kleinen wie im Grossen 
und unser Gerechtigkeitsempfin-
den nicht von unserem Wohlstand 
einlullen zu lassen. Bertolt Brecht 
formulierte dieses Bewusstsein 
sehr prägnant: «Reicher Mann und 
armer Mann, standen da und sahn 
sich an, und der Arme sagte bleich: 
Wär’ ich nicht arm, wärst du nicht 
reich.» ■

BULLETIN  |  NUMMER 1  |  MÄRZ 2007

9 

Xstrata und Glencore

stg. Die Xstrata ist ein relativ jun-
ger, schnell wachsender Rohstoff-
konzern. Ende der Neunzigerjahre 
aus dem Schweizer Stahlhersteller 
Südelektra hervorgegangen, hat 
er unter Führung von Vorstands-
chef Mick Davis eine Serie von 
Übernahmen in der Rohstoff-
branche hingelegt. Erklärtes Ziel 
des Konzerns mit Sitz in Zug ist 
es, mit Unterstützung des Haupt-
aktionärs Glencore International 
einen führenden globalen Roh-
stoffriesen zu formen. Auf Platz 
fünf der Branche hat sich die Glen-
core-Tocher schon vorgearbeitet.

Allein im vergangenen Jahr 
kaufte Xstrata für 23 Milliarden 
Dollar den kanadischen Kon-
kurrenten Falconbridge, die pe-
ruanische Kupfermine Tintaya 

und ein Drittel des kolumbia-
nischen Kohleförderers Cerrejon.
Im Geschäftsjahr 2006 steiger-
te Xstrata ihren Gewinn um 
119 Prozent auf 4,89 Milliarden 
Dollar. Der Umsatz legte eben-
falls deutlich um 56 Prozent 
auf 26,9 Milliarden Dollar zu.

Glencore selber war auch 2006 das 
umsatzstärkste Unternehmen der 
Schweiz. Laut Firmenhomepage 
betrug der Umsatz 116,5 Milliarden 
Dollar oder 141 Milliarden Fran-
ken - das entspricht einer Steige-
rung um 28 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Glencore macht Gewinne 
aus der Wertschöpfungskette von 
der Förderung bis zum Handel von 
Rohstoffen. Glencore verkauft Koh-
le, Zink und Kupfer die vom Berg-
bauriesen   Xstrata gefördert wer-
den. Zudem vermarktet Glencore 
Öl, Gas, Zucker, Weizen und Reis.

Ausbeutung von Mensch und Umwelt durch die Kohlenmine Correjon in Kolum-

bien: Glencore bzw. Xstrata als Mitbesitzerin trägt dafür Verantwortung.



Regierungsrat

Erst einige Wochen ist es her seit 
ich meine neue Herausforderung 
als Vorsteherin der Direktion des 
Innern antrat. Eine Direktion, die 
sich auszeichnet durch ihre Viel-
fältigkeit: Grundbuch- und Ver-
messungsamt, Sozialamt und Asyl-
fürsorge, Kantonsforstamt, Amt 
für Fischerei und Jagd, Amt für 
Archäologie und Denkmalpflege, 
Gemeindeaufsicht und Zivilstands- 
und Bürgerrechtsdienst.
Zudem ist auch die Gleichstellungs-
kommission für Frau und Mann 
meiner Direktion angegliedert. 
Noch im letzten November disku-
tierte der Kantonsrat, ob es diese 
Kommission weiterhin braucht. Of-
fensichtlich sieht sich die Kommis-
sion alle vier Jahre mit der Situati-
on konfrontiert, die Notwendigkeit 
ihrer Existenz gegen viele kritische 
– oder eben unkritische – Stimmen 
zu rechtfertigen. Die erste Kommis-
sionssitzung motivierte mich des-
halb zu einem kleinen historischen 
Exkurs.

«Frühfeministen»
Im frühen 16. Jahrhundert hat der 
theologische Philosoph Agrippa 
von Nettesheim eine Schrift ver-
fasst mit dem Titel «Über den Vor-
zug des weiblichen vor dem männ-
lichen Geschlecht», in welcher er 
den geradezu ketzerischen Gedan-
ken ge äussert hatte, dass die Frau 
von Gott den gleichen Verstand 
bekommen habe wie der Mann und 
in vielen Fällen die göttlichen Ge-
heimnisse sogar besser verstünde. 
Wie Sie sich vorstellen können, 
blieb Agrippa von Nettesheim mit 
dieser Theorie der Überlegenheit 
der Frau ein Aussenseiter und ver-
brachte viele Jahre seines Lebens 
im Gefängnis.

Immerhin beginnen sich die Phi-
losophen ab Mitte des 17. Jahrhun-
derts ernsthafter mit der Frage zu 
beschäftigten, ob nicht vielleicht 
die Frau dem Manne doch von Na-
tur aus gleichgestellt sein könnte. 
Und bereits ein Jahrhundert spä-
ter stellte Johann Gottlieb Fichte 
die sich allmählich aufdrängende 
Frage: «Hat das Weib die gleichen 
Rechte im Staate, welche der Mann 
hat?» Und führte dazu weiter aus: 
«Diese Frage könnte schon als Frage 
lächerlich scheinen. (…) Wie könnte 
zwischen zwei Geschlechtern, die 
beide dieselbe Vernunft und die-
selbe Freiheit besitzen, ein Unter-
schied der Rechte stattfinden?»
Hätte Johann Gottlieb Fichte ge-
wusst, dass wir uns zweieinhalb 
Jahrhunderte später immer noch 
mit der gleichen Frage beschäfti-
gen, würde er wahrscheinlich aus 
dem Staunen nicht mehr heraus-
kommen.

Vor 26 Jahren
Man muss zu unserer Verteidigung 
präzisieren, dass mindestens die 
rechtliche Gleichstellung von Frau 
und Mann vor 26 Jahren – seit dem 
Inkrafttreten des altArt. 4 Abs. 2 
der Bundesverfassung von 1874 
– statuiert worden ist. 
Seit 1981 ist der Gesetzgeber auf al-
len staatlichen Ebenen beauftragt, 
die Gleichberechtigung in sämt-
lichen Bereichen zu verwirklichen, 
beziehungsweise geschlechtsspe-
zifische Ungleichbehandlungen zu 
beseitigen.
Eine noch präzisere Anweisung 
diesbezüglich bietet der neue Art. 
8 Abs. 3 BV, der garantiert: «Mann 
und Frau sind gleichberechtigt. 
Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche 
und tatsächliche Gleichstellung, 

vor allem in Familie, Ausbildung 
und Arbeit. Mann und Frau haben 
Anspruch auf gleichen Lohn für 
gleichwertige Arbeit.» 
Ein Blick in die Statistik zeigt jedoch, 
dass wir uns bedauerlicherweise mit 
der tatsächlichen Gleichstellung im-
mer noch schwer tun. Prominentes-
tes Beispiel ist die Lohnungleichheit 
zwischen Frau und Mann.

Ungleichheit immer noch gross
Seit die Löhne der erwerbstätigen 
Bevölkerung in der Schweiz erho-
ben werden, lässt sich eine grosse 
Differenz zwischen Frauen- und 
Männerlöhnen feststellen, die sich 
trotz Zunahme der Erwerbstätigkeit 
der Frauen und trotz Aufholjagd 
der Frauen in der schulischen und 
der Berufsbildung seit 1960 nur um 
rund ein Drittel auf 21 Prozent, ver-
ringert hat.
Über das Projekt «Männer im Spa-
gat – Zerreissprobe zwischen Fa-
milie und Beruf» hat die Gleich-
stellungskommission im Jahr 2005 
ein Schlüsselthema aufgegriffen 
und aufgezeigt, dass Gleichstellung 
nicht nur für Frauen wichtig ist, 
sondern auch Chancengleichheit 
für Männer bedeutet. 
In der seit längerem schweizweit ge-
führten Diskussion um die Gleich-
stellung von Frau und Mann wird 
das Ziel angestrebt, dass beide 
Geschlechter aktive Familienver-
antwortung und Engagement im 
Erwerbsleben verbinden können, 
ohne dass sie dabei bezüglich Lohn, 
Karrierechancen und anderen wich-
tigen Aspekten der Berufstätigkeit 
benachteiligt werden. Diese zufrie-
den stellende Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familienleben ist heutzuta-
ge in der Schweiz jedoch noch bei 
weitem nicht gewährleistet – sowohl 
für Mütter als auch für Väter. 
Für Mütter hat aber die Frage, wie 
Familie und Erwerbsarbeit unter ei-
nen Hut gebracht werden können, im 
Allgemeinen wesentlich weiter rei-
chende Konsequenzen als für Väter, 
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Wo sind die Frauen?

Manuela Weichelt-Picard, Regierungsrätin Alternative, Zug | Bild Kanton Zug
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Ein Blick auf die gesamte kantonale Zuger Verwaltung zeigt, dass 
von den rund 60 Ämtern lediglich deren sechs von Frauen geleitet werden. 
Die Gleichstellung von Frau und Mann ist also nach wie vor topaktuell 
– auch für die Regierung.



denn nach wie vor sind es meistens 
die Mütter, welche die Hauptverant-
wortung für die Erziehung und Be-
treuung der Kinder – die so genannte 
«unbezahlte Arbeit» – übernehmen. 
Ursache dafür ist das nach wie vor 
gesellschaftlich stark verankerte 
Familienmodell mit einem Vollzeit 
erwerbstätigen Vater und einer nicht 
oder nur Teilzeit erwerbstätigen 
Mutter. 
Beispielsweise waren im Jahr 2005 
fast die Hälfte aller nichterwerbstä-
tigen Frauen aus familiären Gründen 
ohne Erwerb, bei den nichterwerbs-
tätigen Männern hingegen machten 
die familiären Gründe lediglich 1,3 
Prozent aus. Die Gesamtzahl der 
Teilzeiterwerbstätigen zwischen 
1995 und 2005 stieg zwar um knapp 
einen Viertel an, jedoch waren 81 
Prozent dieser Teilzeiterwerbenden 
im Jahr 2005 Frauen.

Ungleichheit auch im Kanton Zug
Anhand der Ende 2003 vom Regie-
rungsrat in Auftrag gegebenen Situ-
ationsanalyse über den Ist-Zustand 
in der Zuger Verwaltung bezüglich 
Gleichstellung von Frau und Mann 

und die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie stellte die durchführen-
de Fachstelle «UND» im Dezember 
2004 fest, dass in allen drei exemp-
larisch untersuchten Ämtern Teil-
zeitpensen (Pensen von 80 Prozent 
oder tiefer) praktisch ausschliess-
lich in ausführenden Tätigkeiten 
vorkommen und zu einem grossen 
Teil von Frauen belegt werden. Die 
Verteilung der Geschlechter war 
klar gegenläufig zu den Hierarchie-
stufen. Je höher die Funktionsstufe, 
desto weniger Frauen finden sich 
dort. Ein Blick auf die gesamte kan-
tonale Zuger Verwaltung zeigt, dass 
von den rund 60 Ämtern lediglich 
deren 6 von Frauen geleitet werden. 
Karriere ist offensichtlich nach wie 
vor – auch im Kanton Zug – Sache 
des Mannes und die Möglichkeit 
von Teilzeitarbeit, auch auf Kader-
stufe, wird nicht genutzt, oder ist 
allenfalls gar nicht erwünscht, si-
cher jedoch zu wenig gefördert.
Es zeigte sich, dass auch die Zuger 
Verwaltung bei weitem nicht «Fit 
für die Familie» ist und noch einen 
beachtlichen Weg vor sich hat, bis 
ein Spagat zwischen Familie und 

Beruf sowohl für Frauen, als auch 
für Männer keine Zerrungen mehr 
hinterlässt.

Dran bleiben
Umso wichtiger ist, dass die Chan-
cengleichheit ständig thematisiert 
wird und eine kontinuierliche Sen-
sibilisierung schon auf der Schulstu-
fe ansetzt. Die Gleichstellungskom-
mission setzte mit Schulprojekten 
wie «Umdenken öffnet Horizonte» 
sowie ihrer Beteiligung am Pro-
jekt «Offene Berufswahl» Akzente. 
Einer seits wurde das Ziel verfolgt, 
das Klischee typischer Frauen- und 
Männerberufe zu thematisieren und 
Mut zu machen, Neues auszupro-
bieren. Andererseits war beabsich-
tigt, das Ansehen der Berufslehre, 
vor allem im gewerblichen Bereich 
zu verbessern. Und die offene Be-
rufswahl unter Berücksichtigung 
der geschlechter- und kulturspezi-
fischen Gegebenheiten sollte geför-
dert werden.
Nur wenn den kommenden Gene-
rationen alle Möglichkeiten offen 
stehen, wird ein Umdenken nach-
haltig sein. ■ 
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Die Zuger Regierung hat wie die Schweiz und der Kanton Zug bei der Gleichstellung von Frau und Mann noch einen weiten 

Weg vor sich.



Die Entstehung des GAV ZVB war 
geprägt durch mehrere Unterbrüche. 
Im Jahr 2004 wurde nach zweima-
ligem Abbruch der Verhandlungen 
in einer Sitzung zwischen dem 
Schweizerischen Eisenbahn- und 
Verkehrspersonal-Verband (SEV) 
und der ZVB-Geschäftsleitung bzw. 
dem Präsidenten des Verwaltungs-
rates eine Wiederaufnahme der Ar-
beiten beschlossen. Als Grundlage 
dazu wurden die bisherigen unbe-
strittenen Punkte der vorherigen 
Verhandlungen übernommen sowie 
die Regelungen aus dem Handbuch 
für Mitarbeitende eingebaut. Weder 
beim Lohn noch bei der Arbeitszeit 
bringt der GAV wesentliche Neu-
erungen. Da die ZVB für die Nah-

verkehrsbranche attraktive Löhne 
und Anstellungsbedingungen bie-
ten, ist bereits deren Festlegung im 
Rahmen eines GAV sehr viel wert. 
In diesem Zusammenhang ist aber 
ebenfalls festzustellen, dass ein 
angemessenes Lohnniveau für das 
«teure Pflaster» Zug eine absolute 
Notwendigkeit darstellt.

Umfassende Regelung
Der GAV gilt nicht nur für den Bus-
betrieb, sondern auch für die Schiff-
fahrt und die Zugerbergbahn. Ins-
gesamt sind in den verschiedenen 
Unternehmensbereichen über 340 
Mitarbeitende beschäftigt, die nun 
alle neue Anstellungsverträge er-
halten haben. Der GAV trat auf 

den 1.1.2007 in Kraft und ist erst-
mals auf den 31.12.2009 kündbar. 
Der SEV und die ZVB versprechen 
sich vom Vertrag bei allfälligen 
Ausschreibungen einen gewissen 
Schutz vor Dumpingwettbewerb 
auf dem Rücken des Personals. Der 
SEV setzt sich generell dafür ein, 
dass in regionalen und kantonalen 
Rahmenverträgen die Arbeitsbe-
dingungen für das Personal im öf-
fentlichen Nahverkehr festgelegt 
werden, damit diese dann auch bei 
Ausschreibungen von Linien und 
Netzen als fixer Bestandteil gelten.
Nach einer gewissen Zeit der Sta-
gnation hat die Sektion Zug des 
SEV-Unterverbandes des Personals 
privater Transportunternehmungen 
(VPT) im letzten Jahr eine sehr 
positive Entwicklung genommen. 
Neben vielen neuen Mitgliedern 
zeugten auch Aufmarsch und Stim-
mung an der letzten Versammlung 
von diesem Aufwind. ■

Zugerland Verkehrsbetriebe 
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Im dritten Anlauf endlich ein GAV

Peter Moor-Trevisan, Informationsbeauftragter SEV | Bild SEV
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Seit 2001 gab es Bestrebungen, für die Mitarbeitenden der Zugerland 
Verkehrsbetriebe ZVB einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen. Dazu 
brauchte es drei Anläufe. Nun ist der erste GAV unterschrieben und seit 
dem 1. Januar 2007 in Kraft.

Die Unterzeichnenden des GAV ZVB Zugerland Verkehrsbetriebe von links nach rechts: Gregor Kupper, Präsident Verwal-

tungsrat ZVB, Hugo Berchtold, Unternehmensleiter ZVB, Giorgio Tuti, Vize-Präsident SEV, Martin Streich, Präsident 

SEV-VPT Sektion Zug.



Was man bis heute nur aus den 
Grossstädten in Bezug auf Postzu-
stellung kannte, hat nun auch den 
kleinen Kanton Zug erfasst: Die 
Schweizerische Post zentralisiert 
die Brief- und Paketzustellung für 
den Grossraum Zug in einem neu-
en Logistikcenter in Baar. Von hier 
aus erfolgt seit dem 16. Oktober 
2006 die gesamte Paketzustellung 
für den Kanton sowie die Briefzu-
stellung für die Gemeinden Zug, 
Baar und Steinhausen. Das Logis-
tikcenter befindet sich im ehema-
ligen Legogebäude an der Oberneu-
hofstrasse 10 in Baar.
Im neuen Logistikcenter lassen 
sich Synergien erzielen. Zum Bei-
spiel die gemeinsame Nutzung der 
Räumlichkeiten, die Zusammen-
legung etlicher Lastwagenfahrten 
sowie die Reduktion von Lärme-
missionen am frühen Morgen. Der 
Umzug hatte keinen Stellenabbau 
zur Folge. Für die Mitarbeitenden 
bedeutete das aber, dass sie einen 
gewohnten, kleinen und über-
schaubaren Arbeitsplatz verlassen 
mussten. Dazu waren hohe Fle-
xibilität und Offenheit für Neues 

gefragt. Es änderte für die meis-
ten Mitarbeitenden wenig – aber 
doch einiges. Es geht nicht darum, 
wie stark jemand persönlich vom 
Wechsel betroffen ist, sondern wie 
die Veränderung subjektiv wahrge-
nommen wird. Manche bewegt es 
schon sehr, wenn sie oder er «nur» 
das Büro zügeln muss.

Täglich 200‘0000 Postsendungen
Heute sind rund 200 Post-Mitarbei-
tende auf einer Gesamtfläche von 
4450m2 am neuen Standort be-
schäftigt. Einen wichtigen Faktor 
bildet natürlich auch die Kosten-
einsparung von 400‘000 Franken 

pro Jahr – hauptsächlich bei der 
Infrastruktur. Pro Tag werden von 
der Paketpost rund 9000 Pakete 
verteilt. Von der Briefpost werden 
26‘423 Haushaltungen bedient, 
welche auf 61 Briefbotenbezirke 
aufgeteilt sind. Zusammen vertei-
len sie pro Tag 200‘000 Sendungen. 
Für diese Zustellung stehen 8 Au-
tos sowie 53 Roller/Velos zur Ver-
fügung.
Solche Logistikzentren werden 
geschaffen, um Synergien zu nut-
zen, Kosten zu sparen und eine 
attraktive Konkurrenz zu priva-
ten Verteilern zu bleiben. Denn in 
der Schweiz kündigen sich wei-
tere Marktöffnungsschritte in der 
Totalrevision des Postgesetzes 

an. Die zuständige Arbeitsgruppe 
des Bundes wird bis zur zweiten 
Hälfte 2007 einen ersten Entwurf 
ausarbeiten, der Ende Jahr vom 
Bundesrat in die Vernehmlassung 
geschickt wird. Die EU-Kommissi-
on möchte sogar weiter gehen und 
den Briefmarkt in der ganzen EU 
auf das Jahr 2009 komplett libera-
lisieren, wobei Deutschland die-
sen Schritt bereits ein Jahr vorher 
vollziehen will. An beiden Mei-
lensteinen wird seit Anfang Jahr 
heftig gerüttelt. Darum heisst der 
zielführende Weg, den Wandel an-
zunehmen und flexibel damit um-
zugehen. ■ 
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Post im Umbruch

Die Herausforderung des Wandels

Markus Lüscher, Cham | Text und Bild

Der Strukturwandel bei der Post macht auch vor dem Kanton Zug nicht 
Halt. Am Beispiel der Postzustellung lässt sich ablesen, mit welchen Umstel-
lungsprozessen die Angestellten konfrontiert sind.



Nationalrat

Was die Verschärfung der Waffenge-
setzgebung betrifft, haben wir Lin-
ken auf der ganzen Linie verloren, 
und zwar deutlicher als an der Sessi-
on in Flims. Der «Annabelle»-Effekt, 
der im September 2006 noch gespielt 
hatte, war am 15. März 2007 kaum 
mehr spürbar. Erst bei der Debatte 
über die Ordonnanzwaffe einen Tag 
nach der Churer Tragödie fanden 13 
Mitglieder aus CVP-, FDP- und SVP 
den Mut, mit uns zu stimmen. Die 
zwei Zuger Bürgerlichen, die bereits 
zuvor konsequent gegen die Anlie-
gen der Zuger Regierung gestimmt 
hatten, waren nicht darunter. 
Ich setzte mich insbesondere ein 
für ein nationales Waffenregister, 
gegen Ausnahmen bei der Waf-
fenerwerbsscheinspflicht, für eine 
effizientere Kontrolle der Waffen-
händler, für die Markierung aller 
Waffen sowie für die Verbannung 
der Ordonnanzwaffe ins Zeughaus. 
In dieser Debatte habe ich klar ge-
macht, dass die private Aufbewah-
rung der Dienstwaffe das grösste Si-
cherheitsrisiko in der Schweiz sei. 
Deshalb sollten sich Politikerinnen 
und Politiker, die gegen eine Ver-
schärfung der Waffengesetzgebung 
sind, nicht länger Sicherheitspoliti-
ker nennen.

Ein Sessions-Überblick
5. März: Als Sprecher der Min-
derheit der Sicherheitspolitischen 
Kommission setze ich mich ein 
für die Volksinitiative gegen den 
Kampfjetlärm sowie gegen den 
Einsatz von 15›000 Soldaten an der 
Fussball-EM 2008. 
6. März: Als Sprecher der Grünen 
Fraktion engagiere ich mich für 
zwei parlamentarische Initiativen 
der Grünen und der SP für eine 

Verschärfung des Kriegsmaterial-
gesetzes. 
7. März: Unter anderem reiche ich 
die Interpellation «AKW und Ter-
ror-Gefahr» ein.
8. März: Mit meiner Stimme darf 
ich beitragen zum Erfolg für den 
Vaterschaftsurlaub. Jetzt kommt es 
auf den Ständerat an.
12. März: Nach der Teilnahme 
an der Pressekonferenz von WWF, 
Greenpeace, SP und Grünen zur 
Klimaschutz-Initiative erwarte ich 
im Nationalrat die Antwort auf 
die Frage, ob der Bundesrat den 
Geheimbericht der «Electricité de 
France» über die Verletzlichkeit der 
neuen AKW gegenüber Flugzeug-
attacken kennt. Da er ihn nicht zu  
ennen vorgibt, obwohl ich ihn ihm 

gemailt habe, muss er daraus keine 
Schlüsse ziehen.
13. März: Als Sprecher der Grünen 
setze ich mich ein für die Zulassung 
von Parallelimporten, das der Land-
wirtschaft jährliche Einsparungen 
von 50 Millionen Franken ermögli-
cht. Dank einer Allianz von Linken, 
CVP (ohne Pfister) und SVP-Bauern 
(ohne Scherer) setzen wir uns gegen 
die Pharma-Lobby durch.
14. März: Frühmorgens findet eine 
Sitzung der Begnadigungskommis-
sion statt. In der Agrardebatte bin 
ich Fraktionssprecher für höhere 
ökologische Verbindlichkeiten in 
der Landwirtschaft Marcel Sche-
rer verliert seinen höchst eigennüt-
zigen Kampf um die Aufhebung der 
Höchsttierbestände sehr deutlich.
15. März: Im Rahmen der Debat-
te über das Waffengesetz halte ich 
acht Voten, darunter eine persön-
liche Erklärung gegen Bundesrat 
Blocher, der die beiden Vernehm-
lassungen der Zuger Regierung re-
lativiert hat.
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Keine Ruhe vor dem Wahlsturm

Josef Lang, Nationalrat Alternative, Zug | Bild «Annabelle»
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Die März-Session war strenger und bewegter als sonst. Sie stand im Zeichen 
zahlreicher wichtiger Fragen: Gleichstellung von Mann und Frau, Klima-
erwärmung, Agrarpolitik, Unternehmenssteuerreform, Waffengesetz. Ich 
beschränke mich hier auf die Waffendebatte und einen Überblick über mein 
Engagement. Wortwörtlich und vollständig fi ndet ihr die Voten und Vor-
stösse über meine Homepage: www.josefl ang.ch.

Bio-Standards in der
Landwirtschaft
Unten stehend ein Auszug aus dem 
Votum von Josef Lang zugunsten 
des Antrags Ruth Genner für ver-
bindlichere Bio-Standards in der 
Landwirtschaft vom 14. März: 
«Die Zukunft der Landwirtschaft 
dieses Landes liegt in der Qualität 
und nicht in der Quantität. Beim 
Versuch, das Rennen mit Agro-In-
dustrien über die Menge zu gewin-
nen, wird sie das gleiche Schicksal 
ereilen, wie es der Hase im Rennen 
mit dem Igel erlitt. Dieser war im-
mer schon da, weil er über nicht 
einholbare Vorteile verfügte! 
Die einzige Chance der schweize-
rischen Bauernbetriebe liegt in der 
Spitzenqualität: naturnah und tier-
gerecht! Wer ihr etwas anderes pre-
digt, läutet ihr das Totenglöcklein. 
Eine gutschweizerische Erfahrung 

heisst: Bei Fragen der Qualität gibt 
es keine Halbheiten! Der Flurscha-
den, den die Mehrheit gestern mit 
dem Entscheid für «Bio Light» an-
gerichtet hat, erheischt erst recht 
eine grössere Verbindlichkeit bei 
den Bio-Standards.
Die Mehrheit der Gesellschaft, ver-
standen als Steuerzahlerin oder 
als Konsumentin, hält solange 
zur Landwirtschaft, als diese sich 
in Richtung naturnah und tierge-
recht bewegt. In dem Moment, wo 
sie diese – tatsächlich erfreuliche 
– Entwicklung abbremst oder sogar 
abbricht, verliert sie den Boden, 
ohne den sie nicht existieren kann: 
die Bereitschaft der Bürgerinnen 
und Bürger, Direktzahlungen und 
andere Beiträge zu leisten, und die 
Bereitschaft der Konsumentinnen 
und Konsumenten, einheimische 
Produkte zu bevorzugen.»



19./20./21. März: Ich sammle Un-
terschriften für die Motion «Zivi-
lisierung der Ruag» sowie für die 
parlamentarische Initiative «Keine 
Militärprozesse gegen Zivilper-
sonen». Zusätzlich reiche ich ein 
von je zwei Mitgliedern aus allen 
Fraktionen unterzeichnetes Postu-
lat ein gegen die Schikanierung von 
Unterschriftensammlerinnen in 
verschiedenen Städten. 
22. März: Zuerst engagiere ich 
mich im Namen der Fraktion gegen 

das «Antiterror»-Abkommen mit 
den USA. Dann beteilige ich mich 
an der Debatte über die Verbannung 
der Ordonnanzwaffe ins Zeughaus.
23. März: Der letzte Vormittag steht 
im Zeichen des üblichen Abstim-
mungs-Reigens. Die Summe aller 
Abstimmungen in den drei Wochen 
dürfte 200 übersteigen. Bevor ich 
spätabends nach Zug zurückkehre, 
verbringe ich den Nachmittag mit 
Sitzungen zur Volksinitiative «Für 
den Schutz vor Waffengewalt». ■
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Im Nationalrat kamen bei den öko-
logischen Abstimmungen am 21. 
März wenige Vorstösse durch oder 
wurden ganz knapp abgelehnt. Di-
ese positiven oder fast positiven 
Resultate erklären sich damit, dass 
jeweils die Mehrheit oder die Hälf-
te der CVP-Fraktion mit der SP, den 
Grünen und der EVP stimmte. Der 
Zuger CVP-Vertreter Gerhard Pfister 
stimmte dabei jedes Mal mit Marcel 
Scherer und dessen SVP statt mit 
der CVP. Das zeigen die ersten 9 Po-

sitionen (grau markiert) in der un-
ten stehenden  Tabelle deutlich.
Aber auch bei anderen wichtigen 
Abstimmungen (Positionen 10 bis 
13 in der Tabelle) stimmte Gerhard 
Pfister mit der SVP gegen die Mehr-
heit oder die Hälfte seiner eigenen 
Partei. Treu mit der CVP-Mehrheit 
stimmte Gerhard Pfister bei der För-
derung der Atomkraftwerke. Drei 
Beispiele: Die Abstimmung «Geld 
für erneuerbare Energieträger statt 
für Atomforschung» ging mit 73 zu 

96 Stimmen verloren. Die «Gewähr-
leistung der Volksrechte bei neuen 
Atomkraftwerken» wurde mit 70 
zu 108 Stimmen abgelehnt. Eine 
«Volle Versicherungsdeckung für 
neue AKW» scheiterte mit 72 zu 106 
Stimmen.
Fazit: Jene WählerInnen der Zuger 
CVP, die der schweizerischen CVP 
näher stehen als der SVP, sind gut 
beraten, wenn sie im Herbst Josef 
Lang ihre Stimme geben. Der stand 
der CVP näher als Pfister.

Pfi ster näher bei SVP als CVP
Martin Stuber | BULLETIN-Redaktor

Grosses Echo fand die Schusswaffen-Petition der 

Zeitschrift «Annabelle».

Abstimmungs-Thema Resultat NR CVP-Fraktion Lang Pfi ster Scherrer

Ja Nein Ja Nein

Strategiebericht zur ökologischen Steuerreform 103 72 15 10 Ja Nein Nein

Ökologische Steuerreform 90 86 12 12 Ja Nein Nein

Strengere EU-Normen für Zweitaktmotoren 127 49 24 2 Ja Nein Nein

Die Einführung alternativer Fahrzeugantriebe beschleunigen 88 87 16 9 Ja Nein Nein

Aktive Klimapolitik nach Kyoto 93 85 22 4 Ja Nein Nein

Verstärkte Förderung von Minergiebauten 93 75 22 1 Ja Enth. Nein

Energieetikette für Motorfahrzeuge nach CO2-Emission 87 89 20 5 Ja Nein Nein

Weg vom Öl, hin zu erneuerbaren Energien 87 89 13 13 Ja Nein Nein

Ausbildung Motorfahrzeugführende zu Treibstoff sparendem Fahren 85 91 18 6 Ja Nein Nein

Abschaffung der Eidg. Kommission gegen Rassismus 62 112 8 17 Nein Ja Ja

Parallelimporte in der Landwirtschaft 95 83 16 9 Ja Nein Nein

Aufhebung der Höchsttierbestände 74 110 4 23 Nein Ja Ja

Vaterschaftsurlaub 78 74 11 11 Ja Nein Nein



Die Niederlage ist bitter, weil so 
knapp und überhaupt nicht zwin-
gend. Fast hätte David gegen Goliath 
gesiegt. Obwohl 7 von 11 Gemein-
den zum Teil deutlich ablehnten, 
reichte der Ja-Überschuss in Cham 
und Hünenberg dann doch ganz 
knapp zum Zufallmehr pro UCH.

Vieles richtig gemacht …
Das Komitee «Cham-Hünenberg 
umfahren für 63 Millionen» hat 
vieles richtig gemacht und enorme 
Arbeit geleistet. Das organisatorisch 
und parteipolitisch breit abgestütz-
te Komitee hat beherzt gekämpft 
und sich von den völlig ungleich 
langen Spiessen nicht beeindru-

cken lassen. Speziell zu erwähnen 
ist das grosse Engagement des VCS 
und der betroffenen Bauersleute, 
die mit viel Herzblut und Phantasie 
agierten.
Mit vergleichsweise sehr begrenz-
ten Finanzmitteln musste gegen 
eine regelrechte Propagandawal-
ze der Befürworter gekämpft wer-
den. Es lohnte sich, auf eine rein 
sachbezogene Kampagne zu setzen 
– mit Schwerpunkten auf Aufklä-
rung bezüglich Autobahnausbau 
als tatsächlicher Alternative und 
den enormen Kulturlandverlust 
mit starker Beeinträchtigung zwei-
er Naherholungsgebiete. Während 
der Kampagne konnten wir immer 

und immer wieder die Erfahrung 
machen, dass die Leute zum Nein 
schwenkten, wenn sie wussten, 
was der Bund im Ennetsee plant. 
Viel Echo fanden die Markierungen 
der beiden Kammern durch die be-
troffenen Bauern.
Die Alternative Fraktion legte wäh-
rend der Kantonsrat-Debatte den 
Grundstein für diese Position, in-
dem wir klar die Kammern B und 
C als Autobahnzubringer befürwor-
teten, die Kammern A und D aber 
als unnötig bekämpften. Die AF 
wies schon damals auf die Bedeu-
tung des A4-Sechsspurausbaus hin, 
der vom Bund schon beschlossen 
war.

… und doch verloren
Dass die Befürworter überhaupt 
eine Chance hatten, dürften sie der 
Taktik des neuen Baudirektors zu 
verdanken haben: statt der Versu-
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Abstimmung Umfahrung Cham–Hünenberg

Das Zufallsmehr ist kein Steilpass 
für Strassen

Martin Stuber, Kantonsrat Alternative, Zug 

Mit einem Zufallsmehr von 0,3 Prozent für das 230 Millionen Franken teure 
Megastrassenprojekt im Ennetsee endete die kantonale Abstimmung vom 
11. März 2007. Wie es dazu kam und was es bedeutet, erklärt Martin Stuber, 
der massgeblich an der Nein-Kampagne beteiligt war.

Stellungnahme der Alternative 
Kanton Zug zur kantonalen Ab-
stimmung über den 230-Millionen-
kredit UCH
Die Alternative Kanton Zug bedauert 
die Annahme des 230-Millionenkre-
dites für die so genannte Umfahrung 
Cham-Hünenberg.
Das Zufallsmehr von 0,3 Prozent in 
Kombination mit der teilweise deut-
lichen Ablehnung durch eine klare 
Mehrheit der Zuger Gemeinden (7 
von 11) ist alles andere als eine Car-
te Blanche für weiteren Strassenbau. 
Offenbar ist für eine Mehrheit der 
Gemeinden das Kosten-Nutzenver-
hältnis dieses Projektes ungenügend 
gewesen. Die Regierung und die be-
troffenen Gemeindeexekutiven sind 
gut beraten, die beiden umstrittenen 
Kammern A und D nochmals zu 
überdenken.
Der angesichts des Klimawandels 
und der schwindenden Ölreserven 
angesagte Paradigmenwechsel in der 

Verkehrspolitik braucht Zeit. Wir 
werten das Zufallsergebnis als nicht 
zu übersehendes Wetterleuchten am 
Horizont, das uns für die weitere 
Zukunft Zuversicht gibt.
Leider ist die Strategie der Strassen-
baulobby knapp aufgegangen: den 
geplanten Autobahnausbau so gut es 
geht verschweigen und den beiden 
betroffenen Gemeinden Cham und 
Hünenberg damit drohen, dass bei 
einem Nein nichts mehr getan wer-
de. Letzteres erklärt trotz der sehr 
deutlich spürbaren Skepsis in der 
Ennetseebevölkerung die Annahme 
des Projektes durch Cham und Hü-
nenberg.
Mit ausschlaggebend für die Annah-
me ist die sehr ungleiche Verteilung 
der Abstimmungsressourcen. Die 
massive Propagandawalze, zu einem 
rechten Teil staatlich fi nanziert und 
auch mit unwahren Behauptungen 
agierend, hat gewirkt. Insbesonde-
re die mit Steuergeldern fi nanzier-

te so genannte Ennetseezeitung in 
alle Haushaltungen wird hier noch 
ein Nachspiel haben. Zu erwähnen 
ist, dass die beiden Gemeinden 
Risch und Steinhausen die Vorlage 
ablehnten und damit das Vorgehen 
ihrer Gemeinderäte bezüglich Enne-
tseezeitung desavouierten.
Immerhin darf festgestellt werden, 
dass die seit längerer Zeit laufen-
de Stimmungsmache, jetzt müssten 
endlich wieder Strassen gebaut wer-
den, nur beschränkt verfangen hat.
Das knappe Zufallsergebnis bein-
haltet noch eine andere politische 
Botschaft: es gibt derzeit nur einen 
einzigen anderen Ort mit ähnlichem 
Leidensdruck wie Cham: das histo-
rische Stadtzentrum von Zug. Alle 
anderen Strassenprojekte ausser dem 
Stadttunnel stehen nun bezüglich 
Kosten-Nutzen-Verhältnis auf dem 
Prüfstand, und damit auch die Prio-
ritäten im kantonalen Richtplan.
Wir Alternativen bleiben dran!



chung zu erliegen, die Gegner ein-
fach in die Fundi-Ecke zu stellen 
(wie dies das Befürworterkomitee 
immer wieder erfolglos versuchte), 
ging er auf unsere Argumente ein. 
Nachdem der Versuch, den Ausbau 
der Autobahn zu verschweigen, 
nicht klappte, versuchte er, dessen 
Ausmass herunter zu spielen. Den 
ChamerInnen gegenüber wurde eine 
Doppelstrategie gefahren: einerseits 
Angst machen, dass bei einem Nein 
gar nichts gemacht werde und an-
dererseits alles daran setzen, den 
Chamer Gemeinderat für die eigene 
Kampagne einzuspannen. Beides 
gelang.
Dabei spielte die «Informations-
kampagne» des Kantons eine ent-
scheidende Rolle. Auch wenn wir 
Gegner uns an den vier Veranstal-
tungen gut geschlagen haben und 
in Zug und Unterägeri den Match 
gewonnen haben dürften, wurde 
mengenmässig das grosse Publikum 
im Ennetsee angesprochen, wo wir 
uns eher schwer taten - sei es, weil 
wir beim ersten Mal (in Cham) von 
der geballten Ladung der Baudirek-
tion überrascht wurden, sei es, weil 
in Hünenberg von unserer Seite zu 
emotional argumentiert wurde.

Bitter für die betroffenen Bauern-
betriebe dürfte sein, dass sie vom 
ihrem Bauernverband schlussend-
lich die nahe liegende und zu Recht 
erhoffte Unterstützung nicht erhiel-
ten. In einer gewundenen Stellung-
nahme, die eigentlich in ein Nein 
hätte münden müssen, drückte der 
Zuger Bauernverband sich um eine 
Parole. Bürgerliche Parteipolitik 
siegte offensichtlich über Sachpo-
litik. Überhaupt bestand innerhalb 
der bürgerlichen Parteien ein en-
ormer Druck auf die Gegner. Die 
Diffamierung von SVP-Kantonsrat 
Felix Häcki in der SVP oder die Tat-
sache, dass an der kantonalen CVP-
Delegiertenversammlung CVP-Kan-
tonsrat Thomas Rickenbacher nicht 
die Nein-Parole vertreten durfte, 
sind nur zwei Beispiele.

Sonderfaktoren
Entscheidend war schliesslich eine 
ungünstige Konstellation. In Zug 
mobilisierte die wüste Kampag-
ne der Roost-Gegner zusätzliche 
rechtsbürgerliche Stimmen, wel-
che den Nein-Überschuss der Stadt 
Zug drückten. Gleichzeitig hatte die 
Linke in der Stadt nicht die Kraft, 
zusätzlich zur Roost-Kampagne 

auch eine Kampagne gegen das Me-
gaprojekt im Ennetsee zu führen, 
obwohl dieses den Stadttunneln 
direkt bedroht. Die SGA hatte we-
nigstens ihre Nein-Parole im breit 
verteilten Flugi erklärt, aber die SP 
machte gar nichts.
Die Finanzsituation des Kantons er-
scheint im Moment noch in rosigem 
Licht angesichts des angekündigten 
Überschusses, was dem Riesenkre-
dit etwas an Schärfe nahm. 
Schliesslich ist uns der «alternati-
ve» Bauchef von Cham nach langem 
Lavieren am Schluss regelrecht in 
den Rücken gefallen, was der Angst-
kampagne der Befürworter in Cham 
zusätzlichen Schub gegeben hat.

«Durchbruchsstrategie» misslungen
Hauchdünn verloren ist trotzdem 
verloren. Um das Abstimmungsre-
sultat aber in die richtige Perspek-
tive zu rücken, ist noch etwas zur 
Vorgeschichte zu sagen, die nicht 
so bekannt ist. Seit einigen Jahren 
ist zu beobachten, wie unter den 
bürgerlichen Parteien die Stim-
mung aufgebaut wird: «Jetzt haben 
wir so viel für den öffentlichen Ver-
kehr gemacht, jetzt müssen endlich 
wieder Strassen gebaut werden». 
Der 230-Millionenkredit sollte 
der Rammbock für diese «Durch-
bruchsstrategie» sein.
Den Ton angegeben hatte in der Kan-
tonsratssitzung vom 4. Mai 2006 
der Spiritus Rector dieser «Durch-
bruchsstrategie», CVP-Kantonsrat 
Peter Rust. Statt der ursprünglich 
geplanten Etappierung wurde das 
mit den betroffenen Gemeindebe-
hörden erarbeitete Vorgehen über 
den Haufen geworfen und alles in 
einen grossen Kredit gepackt, um 
die Strassenbaugegner ein für alle 
mal in die Ecke zu stellen.
Originalzitat Rust: «Heute dürfen 
also nicht die Zauderer und nicht 
die Taktierer und schon gar nicht 
die Rosinenpicker Oberhand gewin-
nen! Zu den Zauderern gehört auch 
die RPK und wir haben unter ande-
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Nein-Anteil Umfahrung Cham-Hünenberg, 7 von 11 Gemeinden lehnen ab!



Abstimmung Umfahrung Cham–Hünenberg

rem vorhin von deren Präsidenten 
gehört, zuerst müsse die Finanzie-
rung gesichert sein. Der Kanton 
Zug als einer der reichsten Kantone 
schlägt sich mit einer solchen Fra-
ge herum, wo wir doch längstens 
andere Probleme haben! Wer denn 
sonst als der Kanton Zug kann sich 
ja auch verschulden, wenn es nicht 
gelingt, in dieser Generation dieses 
200-Millionen-Projekt aufzuglei-
sen? Wir haben ja den Beweis vom 
Stawiko-Präsidenten gehört. Es ist 
finanzierbar. Aber die Zauderer 
legen das so aus und hinterfragen 
und rechnen vor und spalten Rap-
pen. Um diese Frage geht es heute 
nicht! Und die Taktiker erzählen 
dann etwas von der Prioritätenliste. 
Diese spielt im Ablauf im Kanton 
Zug überhaupt keine Rolle.»

Rappenspalter verschleudern Geld
Das Zitat ist umso pikanter, als es 
auch die notorischen bürgerlichen 
«double standards» illustriert. Für 
die grössten Rappenspalter in die-

sem Rat gilt das Rappen spalten 
nicht mehr, wenn es um Strassen 
geht. Dann kann es nicht teuer ge-
nug sein. Dazu passte auch, dass 
die bürgerliche Mehrheit diese Me-
gavorlage nicht dem Volk unterbrei-
ten wollte.
Damit diese Strategie funktioniert, 
hätte es ein klares Ja gebraucht. Das 
Resultat vom 11. März ist genau das 
aber nicht! Wenn 7 von 11 Gemein-
den ablehnen, dann ist das kein 
Freipass für ungehemmten Stras-
senbau! 
Das Resultat ist für die Strassen-
bauturbos umso frustrierender, als 
anhand der fast einstimmigen Par-
teiparolen bei CVP, FDP und SVP 
der Kredit mit mindestens 70% Ja-
Stimmen hätte angenommen wer-
den müssen. Stattdessen hat wohl 
die Mehrheit der CVP-Basis Nein 
gestimmt, und auch bei der SVP-
Basis dürfte es viele Nein-Stimmen 
gegeben haben. Sogar in der FDP 
war grosse Skepsis zu spüren.

Weitere Zitterpartien folgen
Die nächste Kraftprobe kommt 
schon bald. Die geplante Baarer 
Tangente Neufeld dürfte es noch 
schwieriger haben vor dem Volk. 
Der lokale Leidensdruck ist we-
sentlich kleiner, der Landverbrauch 
noch grösser und das zerstörte 
Naherholungsgebiet noch bedeu-
tender. Hinzu kommt, dass Baar 
den 230-Millionenkredit abgelehnt 
hat – knapp zwar, aber immerhin. 
Und dies, obwohl die Baarer Alter-
nativen die einzigen waren, welche 
in Baar eine Kampagne gegen die 
UCH geführt haben.

Wende braucht Zeit
Trotzdem versucht die Strassen-
baulobby nun Gas zu geben. Die 
SVP-Motion für den Hirzeltunnel 
zeigt das. Das Zufallsmehr gibt ih-
nen dazu zwar keine Legitimation, 
aber die bürgerliche Classe politique 
im Kanton Zug kümmert das vor-
läufig wenig. Sie hat in ihrer Mehr-

heit leider noch nicht realisiert, 
dass angesichts von Klimawandel 
und schwindenden Erdölreserven 
das Auto in seiner Bedeutung als 
Verkehrsträger über kurz oder lang 
zurück gebunden werden wird.
Dies ist umso betrüblicher, als es 
noch einen nahe liegenderen Grund 
für eine Verkehrswende gibt: all 
die im Richtplan geplanten neuen 
Strassen würden die Lebens- und 
Wohnqualität im Kanton massiv be-
einträchtigen und so ein wichtiges 
Fundament des Erfolges unterhöh-
len. Das Zubauen bestehender Nah-
erholungsgebiete (die beim grossen 
Wachstum im Kanton immer wich-
tiger für die Lebensqualität werden) 
und die grosse zusätzliche Luft- 
und Lärmbelastung durch gross-
räumige Verkehrsverlagerungen in 
das Kantonsgebiet – das kann’s ja 
wohl nicht sein.
Die Zukunft gehört modernen öf-
fentlichen Nah- und Fernverkehrs-
systemen. Die sinnvollen punktu-
ellen Zentrumsentlastungen mit 
neuen Strassen, die es tatsächlich 
braucht, sind auch so noch teuer 
genug.■
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Defi zit ausgleichen
Trotz grossen Spendenaufkommens 
aus Cham und Hünenberg (über 
12‘000 Franken) und einer fi nanzi-
ell zurückhaltenden Kampagne mit 
einem Budget von 30‘000 Franken 
bleibt ein Defi zit von über 5000 
Franken.
Während alleine die unter Miss-
brauch von Steuergeldern fi nanzier-
te Ennetsee-Zeitung 50‘000 Franken 
kostete, dürfte das gesamte Budget 
der Befürworter in den sechsstelli-
gen Bereich gehen (ohne das sehr 
einseitige offi zielle Abstimmungs-
büchlein).
Spenden sind willkommen an:
«Abstimmungskomitee Umfahrung 
Cham/Hünenberg für 63 Millionen»
6330 Cham
PC 60-703417-2

Der auf «grün» getrimmte Leporello 

der Baudirektion – Abstimmungspro-

paganda mit Steuergeldern. Propa-

ganda, die das Abstimmungsgesetz 

verletzt.
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Alternative Ortsgruppen

Erfreulicherweise bleiben uns wei-
terhin zwei Kommissionssitze in 
der Gemeinde erhalten. Es freut 
uns, dass sich die bisherigen Rita 
Neininger in der Baukommission 
und Maja Locher in der Sozialkom-
mission für eine weitere Amtszeit 
engagieren. Zudem dürfen wir bei 
Abstimmungen zwei Personen ins 
Wahlbüro delegieren, was uns eben-
falls erlaubt, am Draht zu bleiben.

Jugendliche einbeziehen
Noch in meiner Amtszeit beschloss 
der Gemeinderat, die Papiersamm-
lung aus Sicherheits- und Versiche-
rungsgründen an eine auswärtige 
Firma zu vergeben. Was seit Jahr-
zehnten der Schule und den Ver-

einen einen Zustupf in die Kassen 
brachte, wurde ersatzlos gestrichen. 
In einer Motion verlangen wir nun 
vom Gemeinderat, den Entscheid 
zu überdenken. Dabei soll auch der 
Sicherheitsaspekt berücksichtigt 
werden. Sollte der Entscheid erneut 
negativ ausfallen, verlangen wir ein 
Ersatzangebot zur bisherigen Pa-
piersammlung. 
Aus unserer Sicht können wir 
den Jugendlichen keinen besseren 
Dienst erweisen, als dass wir sie 
teilnehmen und sich beteiligen las-
sen, dass sie in eine übergeordnete 
Verantwortung mit eingebunden 
sind. Solche Einsätze fördern das 
Gemeinschafts- und Umweltbe-
wusstsein der jungen Generation. 

Immer wieder wird ja gejammert, 
dass sich Jugendliche nicht für die 
Gesellschaft einsetzen. Dies muss 
aber geübt werden, am besten mit 
Chancen zur Mitwirkung, zum Bei-
spiel Papier sammeln. Es geht wei-
ter, wir bleiben dran. ■
Motion siehe unter 
www.fw-menzingen.ch

Pia Rhyner, Menzingen | Bild Adelina Odermatt

Wir machen weiter... und bleiben im Klosterdorf im Gespräch, dies nicht 
nur in der Fasnachtszeitung «Bärgspiegel», welche viel über uns und eine 
gewisse «donna rossa» zu erzählen wusste. «La donna rossa» ist übrigens 
unsere langjährige ehemalige Präsidentin Marianne Aepli, welche natürlich 
den Freien Wählern noch immer treu zur Seite steht. 

Altpapier soll wieder von Schü-

lerInnen gesammelt werden. Dies 

fordern die Freien WählerInnen.

Spaghetti al salmone oder doch eher 
die klassischen Bolognese? Einige 
alternative BesucherInnen konnten 
sich nicht entscheiden und bestell-
ten gleich beides. Gemeinderätin 
Dorothea Wattenhofer, Kantonsrätin 
Hanni Schriber sowie die beiden 
Vorstandsmitglieder Esther Gödl und 
Markus Thalmann wuselten fleissig 
in der Siehbach-Küche herum, bis 
auch die letzten süssen Gelüste (Des-
sert: Zabaione) gestillt waren. Dazu 
wurde intensiv politisiert – unter 

anderen auch mit Altregierungsrat 
Hanspeter Uster und Nationalrat Jo 
Lang. Erfreulich, dass trotz Sportfe-
rien so viele Alternative den Weg zur 
Monatsbar fanden.■

Spaghettata an der Monatsbar
Markus Thalmann, Buonas | Bild Adelina Odermatt

Vier Vorstandsmitglieder von Gleis 3 aus Risch brachten italienische Stim-
mung in die Zuger Monatsbar: Rund 25 Gäste genossen die Spaghettata mit 
den Ennetseer Alternativen.

Gemäss einer Empfehlung aus 
der letztjährigen Analyse des 
BULLETINS sollen die alternativen 
Ortsgruppen vermehrt zu Wort kom-
men. In der Themenwahl sind sie 
frei. Der Redaktion sind Artikel von 
aktuellen Polit-Brennpunkten bis 
zu Unpolitischem willkommen.

«GleiserInnen im Spaghettirausch.

Menzingen: Weiterhin am Ball



Porträt

Montagmorgen: Um 06.45 geht 
der Wecker meiner Frau mit ziem-
lichem Getöse los. Ich drehe mich 
zum Radio und schalte es ein. Mit 
den Siebenuhrnachrichten fängt 
das Aufstehprozedere an. In der Kü-
che ist schon alles im Gange. Meine 
Aufregung über den neuesten Bun-
desratsbeschluss zur Atomenergie 
will sowieso niemand hören, dar-
um kann ich mich gleich um mein 
Müsli kümmern. Die zweitälteste 
Tochter verabschiedet sich Rich-
tung Busstation, während die zwei 
jüngeren noch beim Morgenessen 
sitzen. Heute reicht es für einen 
Blick in die Zeitung, bevor ich ins 
Büro einen Stock tiefer gehe, um 
meine Ausrüstung bereit zu stellen. 

Die jüngste Tochter holt ihr Trotti 
vom Balkon und ich erhalte einen 
Abschiedskuss. Meine Frau und 
meine dritte Tochter verlassen das 
Haus mit dem Velo.

Einsatz im Ägerital
Jetzt bin ich alleine zu Hause und 
beseitige schnell die letzten Spuren 
vom Frühstückstisch. Im Büro wird 
der Leiterwagen mit den Nivellieru-
tensilien voll bepackt, dann nach 
den Plänen gesucht, die ich für die 
Aufnahme brauche. Punkt acht Uhr 
kommen drei SMS, die mir bestäti-
gen, dass die Erschütterungsmess-
geräte in Hospental noch ihren 
Dienst tun.
Um 08.15 kann ich mit dem Mo-

bility-Auto losfahren, um meinen 
Messgehilfen pünktlich um 08.30 
am Bahnhof abzuholen. Dann fah-
ren wir nach Unterägeri, um dort 
die Höhenkoten zweier Häuser aus-
zumessen. Da ich betont grün-rot 
denke und mein Nebenan ein rela-
tiv grüner Freisinniger ist, wird im 
Auto heftigst diskutiert. Endlich be-
komme ich meinen Frust von heute 
Morgen über den Bundesrat los. Die 
Aufnahmen werden durch Schnee-
fall leicht behindert, wir finden 
aber alle Punkte. Die Verkippungen 
der Gebäude gegen die Baustelle hin 
sind zum Glück nicht allzu gross. 
Mit einem Telefonkontakt kann ich 
die Bauleitung beruhigen.

Zwischenstation Tagesschule
Schon bald steht mein Kollege wie-
der beim Bahnhof und ich gebe 
mein Auto in Oberwil ab. Jetzt 
muss es schnell gehen, denn schon 
in einer halben Stunde werde ich 
in der Tagesschule erwartet, um 
beim Tisch decken zu helfen. Doch 
gerade jetzt kommt ein SMS aus 
Hospental: Die Erschütterungen bei 
einem Gerät sind so hoch, dass das 
Dorf flach liegen müsste. Sofort in-
formiere ich den Polier, der auch ein 
SMS erhalten hat, dass er mit den 
Arbeiten weitermachen kann, da 
jemand gegen das Gerät gestossen 
ist. Dann erkundige ich mich beim 
Hausbesitzer nach der Ursache des 
«Erdbebens».
Nun ist es aber höchste Zeit, dass 
ich mit meinem Velo starte! Aber 
zuerst stelle ich den Leiterwagen 
ins Büro und suche meine Geräte 
für die Aufnahmen am Nachmittag 
zusammen. Fünf Minuten zu spät 
komme ich in der Tagesschule an. 
Zum Glück sind heute genügend 
Eltern da, und wir werden mit der 
Arbeit pünktlich fertig. Die Kinder 
strömen in den Speisesaal und su-
chen einen Platz. Nachdem alle ei-
nen gefunden haben, startet die Mu-
sik und das Essen wird aufgetragen. 
Nach dem Schöpfen wünsche ich 
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Philipp Kissling lebt in Oberwil und ist Vater von vier Töchtern. Er ist 
Eigentümer der Firma KG Kissling Gebäudeaufnahmen GmbH, welche im 
Bereich vorsorgliche Beweisaufnahmen rund um Baustellen tätig ist. Er ist 
Mitglied der Alternativen des Kanton Zug, im Vorstand der VCS-Sektion 
Zug, Sektionsleiter der Mobility CarSharing und Präsident von Swiss Engi-
neering Sektion Zug.

Philipp Kissling nimmt Messungen vor, während und nach Bauarbeiten Mes-

sungen an Gebäuden vor. So sollen mögliche Bauschäden rechtzeitig erkannt 

und verhindert oder zumindest dokumentiert werden.



allen «en Guete» und wir beginnen 
mit der Mahlzeit. Bis auf zwei bis 
drei Ermahnungen an die Kinder 
und ein zerbrochenes Glas verläuft 
das Mittagessen ereignislos. 
Nach dem Essen helfe ich beim Ab-
räumen. Die Knaben müssen wie 
üblich angehalten werden, auch 
mal einen Lappen in die Finger zu 
nehmen. Beim obligaten Kaffee mit 
den andern Eltern und dem Perso-
nal kommen alle möglichen The-
men zur Sprache. Viel zu früh muss 
ich heute die Runde verlassen, um 
wieder meinen beruflichen Pflich-
ten nachzugehen.

Mauerrisse im Visier
In Cham erwartet mich ein Mieter 
vor dem Mehrfamilienhaus und 
bittet darum, zuerst seine Wohnung 
aufzunehmen, damit er arbeiten 
gehen kann. Der Bitte wird stattge-
geben. Danach suche ich den Haus-
wart, um die hinterlegten Schlüssel 
für die verwaisten Wohnungen zu 
erhalten. Mitten in den Rissauf-
nahmen kommt das nächste SMS: 
«Kann dieser Mensch das Messgerät 
nicht in Ruhe lassen?» Doch dies-
mal ist es etwas anderes. Sofort ein 
Telefon an den Polier! Der erklärt 
mir, dass sie gerade neben einem Er-
schütterungsmessgerät den Abwas-
serrohrzugang zum Haus spitzen. 
Ich erkläre ihm, wie man das Gerät 
für die Dauer der Spitzarbeiten ab-
stellt und ermahne ihn, es danach 
sofort wieder einzuschalten. Jetzt 
will ein Mieter wissen, wieso diese 
Aufnahmen gemacht werden, seine 
Wohnung habe sowieso keine Risse. 
Ich erkläre ihm, dass auch das fest-
gestellt werden müsse, um danach 
beweisen zu können, dass ein neuer 
Schaden aufgetreten ist. Die Beob-
achtungsgabe des Mieters ist auch 
nicht die beste.
Und wieder meldet sich das Natel. 
Diesmal mit einem Anrufer. Es geht 
um eine Offertanfrage. Ich bitte den 
Kunden, mir einen Situationsplan 
zuzustellen und darauf die Häuser 

zu markieren, die aufgenommen 
werden müssen. Nach den Kontrol-
len am Mehrfamilienhaus habe ich 
noch Zeit für die Aufnahme der 
Strasse entlang der zukünftigen 
Baustelle.

«Feierabend»
Auf dem Nachhauseweg musiziert 
das Natel. Meine Frau teilt mir mit, 
dass wir keine Milch mehr haben. 
Ein Zwischenstopp in Zug und wir 
haben wieder welche und noch ei-
niges mehr. Zu Hause angekommen 
bleibt mir nicht mehr viel Zeit. Man 
erwartet mich an der Vorstands-
sitzung von Swiss Engineering in 
Zug. Im Büro verräume ich die Ni-
vellierutensilien und zeige mich 
in der Wohnung. Die dritte Toch-
ter kommt und beansprucht meine 
Hilfe in Physik, da sie morgen eine 
Prüfung hat. Unter Protest akzep-
tiert sie, dass ich ihr erst später hel-
fen kann. Rasch ein Glas Wasser ge-
trunken und schon bin ich wieder 
mit dem Velo unterwegs zur Vor-
standssitzung. Zuerst sprechen wir 
über die Aufgaben, die wir von der 
Generalversammlung erhalten ha-
ben und verteilen sie. Ebenfalls ist 
wichtig, wer uns an der Delegier-
tenversammlung vertritt. Jetzt wer-
den noch die Einladungen für den 
nächsten Anlass verpackt. Nach der 
Vorstandssitzung lädt uns ein Vor-
standsmitglied zu Sandwiches ein. 
Ich fahre mit dem Velo wieder nach 
Hause und werde schon mit dem 
Physikbuch erwartet. Zum Glück 
sind die Fragen nicht allzu schwie-
rig. Kniffliger wird es, als meine 
zweite Tochter mit Vektorgeometrie 
aus dem Gymnasium kommt. Da ich 
nicht mehr alles weiss, werden die 
Lösungen durch ausgiebiges Disku-
tieren gefunden und das obwohl mir 
nicht einfach alles geglaubt wird.
Nun endlich kann ich mich neben 
meine lesende Frau setzen. Später 
schaue ich die TV-Sendung «10 vor 
10» und kontrolliere danach die an-
deren Kanäle, ob noch etwas Span-

nendes kommt. Man will ja nichts 
verpassen. Heute ziehe ich mich 
schon bald ins Bett zurück und lese 
in meinem Buch weiter: der letzte 
Teil der Trilogie von Jan Guillou 
über Schweden zur Zeit der Kreuz-
züge um 1200. Dann gute Nacht. ■
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Ingenieur Philipp Kissling mit 

seinem hochtechnologischen Equi-

pement.



Wahlen Stadt Zug 2006

Den Aufschwung der Alternativen 
bei den Wahlen 2006 hat die SGA 
gewissermassen vorgeholt bei den 
Wahlen 2002. Zur Erinnerung: 
mit einem Sprung vorwärts von 
50% bei den Listenstimmen für 
den Grossen Gemeinderat wurde 
die Liste SGA/Parteilose damals 
zweitstärkste Fraktion im GGR. 
Gleichzeitig konnte der zweite lin-
ke Stadtratssitz ganz knapp zurück 
geholt werden.

Gemeinsame Liste mit der CSP
2006 brachte nun nicht nur die an-
gestrebte Konsolidierung sondern 
sogar nochmals einen Sitzgewinn 
im GGR. Der historische Schritt 
einer gemeinsamen Liste von Al-
ternative SGA und Christlich Sozi-
aler Partei (CSP) erlaubte es, beim 
Listenstimmenanteil das addierte 
Resultat von SGA und CSP vor vier 
Jahren zu halten und brachte dank 
etwas Proporzglück einen zusätz-
lichen Sitz. Die CSP konnte von der 
gemeinsamen Liste besonders pro-
fitieren, da sie nun drei Sitze in der 
neunköpfigen Fraktion einnimmt.
Ein analytischer Vergleich von 
GGR- und Stadtratswahlen erlaubt 
den Schluss, dass ein Teil der C-
WählerInnen beim Stadtrat die 
linke Liste wählte, beim GGR dann 
aber die CVP-Liste bevorzugte – es 
geht hier um rund 200 Listen. Wenn 
die städtische GGR-Fraktion so wei-
termacht, wie sie die Legislatur 
begonnen hat (Roost!), dann haben 
wir hier in vier Jahren also noch 
Potential.
Im GGR haben neben der Zugkraft 
der gemeinsamen Liste sicherlich 
die gute und konsequente Arbeit 
der letzten vier Jahre sowie die 
Ausstrahlung unseres Zugpferdes 
Astrid Estermann eine Rolle gespie-
lt. Mobilisierend hat ganz sicher 

auch der Rupan-Effekt gewirkt – be-
sonders bei den Jungen in Migran-
tInnenkreisen, aber auch als Sym-
pathieträger über die Linke hinaus. 
Das Spiegelbild hinzu ist gewis-
sermassen das «Abschiffen» der 
Schweizer Demokraten, deren häss-
liche fremdenfeindliche Kampagne 
trotz enormem Papieraufwand of-
fensichtlich wirkungslos verpuffte. 
Die Leute wollen Integration und 
Partizipation, nicht Ausgrenzung 
und Kriminalisierung.
Der Erfolg der GGR-Liste ist umso 
höher zu bewerten, als er nicht auf 
Kosten der SP ging, welche mit ei-
ner starken Liste angetreten ist und 
verdientermassen ein Mandant zu-
legte. Die Linke kann nun im GGR 
alleine das Behördenreferendum 
ergreifen. Der Zuwachs der Linken 
ging auf Kosten der SVP!
Der Erfolg bei der Roost-Abstim-
mung am 11. März 2007 gegen 
FDP, SVP und die gespaltene CVP 
zeigt das Potential der Linken in 
der Stadt. Eine Mehrheit der Zuge-
rInnen will kein Monaco.

Sensationelle Stadtratswahlen
Ein sensationelles Resultat brach-
ten die Stadtratswahlen: Die gute 
Zusammenarbeit innerhalb der 
Linken, der gute Leistungsausweis 
der beiden bisherigen Stadträte und 
eine aktive Kampagne der Alterna-
tiven Astrid Estermann sorgte fast 
für eine Riesensensation, nur we-
nige Listenstimmen fehlten zum 
dritten Stadtratssitz. Die 41% für 
die Liste von Alternativen, SP und 
CSP katapultieren Zug mindestens 
vom Stimmenanteil her in die Nähe 
einiger rotgrün regierter Städte.
Die Polarisierung beim Stadtprä-
sidium in Kombination mit der 
innerhalb der C-Wählerschaft als 
schwach empfundenen CVP-Lis-

te sind zusätzliche Faktoren. Und 
die teuerste Einzel-Wahlkampag-
ne, welche die Stadt Zug je gesehen 
hat, dürfte dem L&G-Erben Ulrich 
Straub unterm Strich eher gescha-
det haben und auch noch einige 
bürgerliche «Proteststimmen» zum 
Einlegen der linken Stadtratsliste 
bewogen haben.

Sitzgewinn im Kantonsrat …
Im Kantonsrat gelang der an-
gestrebte Sitzgewinn von drei auf 
vier Sitze locker, auch hier mit einer 
gemeinsamen Liste von Alternative 
SGA und CSP und ebenfalls nicht 
auf Kosten der SP, die mit einer 
kleinen Liste sitzmässig stagnierte. 
Die Linke hält nun einen Drittel der 
Kantonsratsmandate – das Stadt-
ratsresultat zeigt, dass auch hier 
noch Potential besteht!

… und im Regierungsrat
Der Wettlauf um den zweiten linken 
Sitz im Regierungsrat entschied der 
Alt-Gemeinderat und Stadtzuger Pa-
trick Cotti in seiner Wohngemeinde 
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Aus Platzgründen konnten wir in der letzten Nummer die separate Wahl-
bilanz der Stadt Zug nicht bringen. Wir holen dies wie angekündigt nach.

Astrid Estermann und Hanspeter Us-

ter: zwei wirkungsvolle Zugpferde 

der alternativen Wahlkampagne.



– hier holte er den notwendigen Vor-
sprung auf Markus Jans. Mit Manu-
ela Weichelt-Picard sind die beiden 
linken Regierungsratssitze somit in 
den Händen von StadtzugerInnen.

Nach der Wahl ist vor der Wahl
Die Gründung der Alternative Kan-
ton Zug hat sich auch für die Stadt 
gelohnt. Die Ausstrahlung der alter-
nativen Kampagne und die damit 
verbundene Aufbruchsstimmung 
kann sich im urbanen Umfeld am 
besten entfalten.
Wenn die Alternativen die Heraus-
forderung packen und weiterhin 
konsequente linksgrüne Politik in 
den Gemeinden, im Kantonsrat und 

im Regierungsrat machen, dann 
wird der Erfolg vom Oktober 2006 
keine Ausnahme bleiben.

Nationalratsproporz ändert alles
Dazu gehört auch das Bewusst-
sein, dass in vier Jahren an einem 
einzigen Wahlwochenende alle ge-
meindlichen und kantonalen Gre-
mien (nicht aber der Ständerat) mit 
einem neuen Wahlsystem gewählt 
werden.
Im Nationalratsproporz zählt 
dannzumal jede persönliche Stim-
me als Listenstimme, es sind Lis-
tenverbindungen möglich, die Liste 
selber zählt nicht mehr für die Sitz-
verteilung. Valable und zahlreiche 

KandidatInnen sind dann noch viel 
wichtiger als bisher schon.
Und der nächste Wahlherbst steht 
schon vor der Tür – in die National-
ratswahlen gehen wir mit dem un-
schätzbaren Vorteil eines profilier-
ten und glaubwürdigen Zugpferdes 
– und Jo Lang ist gerade in der Stadt 
Zug sehr gut verankert. ■

Alle detaillierten Diagramme mit 
den Wahlresultaten von Stadtrat 
und GGR seit 1986, von Kantonsrat 
und Regierungsrat seit 1990 sind auf 
dem Internet abrufbar unter www.al-
ternative-zug.ch.

23

BULLETIN  |  NUMMER 1  |  MÄRZ 2007



Gegengelesen 
von Andreas 
Iten versteht 
sich als «po-
litischer Be-
richt» und 
« R o m a n » , 
will heissen, 
als Text, der 
Wirklichkeit 

und Fiktion verknüpft. Manchen 
Regierenden in Bundesbern zollt der 
Autor etwas gar viel Bewunderung, 
ähnlich seiner unkritischen Lobrede 
auf Bundesrat Philipp Etter anläss-
lich der Feier zu dessen 100. Geburts-
tag in Menzingen vom 21. Dezember 
1991. Die Alltagspolitik der letzten 
40 Jahre mit ihren Grundsatzfragen, 
Machtspielen und Skandalen liefert 
aber lediglich den Bodensatz für das 
Kernthema: die schleichenden Ver-
änderungen in der schweizerischen 
Presselandschaft sowohl bezüglich 
Strukturen als auch Inhalten.
In der Nähe von Burgstadt alias Thun 
zeichnet ein Medienwissenschafter 
im Rahmen seiner Diplomarbeit die 
letzten Lebensjahre eines Journalis-
ten namens Paul Jäger nach, dessen 

Talent und Qualitätsansprüche glei-
chermassen verantwortlich waren 
für seinen beruflichen Aufstieg und 
Absturz. Für die Schilderung dieses 
Prozesses beweist Andreas Iten dra-
maturgisches Geschick und thema-
tische Tiefe. Nur schade, dass Jägers 
«Kronenclub», eine Männerrunde 
Gleichgesinnter, kein stärkeres Pro-
fil entwickelt: Diese Kaste der so 
genannten Elite-Physiker, Ingenieur, 
Amtsdirektor, Touristikprofessor, 
Wirtschaftsredaktor, Weinhändler 
– sähe man (als Linker) gerne in 
schärferen Konturen.
Treffend und amüsant nehmen sich 
die Pseudonyme für Örtlichkeiten 
und Politmenschen aus – zum 
Beispiel Jean de Noiret für James 
Schwarzenbach oder Damian Stoffel 
für Christoph Blocher – sowie das 
oft eigenwillig-schöpferische Wort-
material: Högerland (Hommage an 
Kurt Marti?), Regierer, Bedeutend-
heit, Allerhandheit usw. Das leicht 
lesbare Buch sei allen empfohlen, 
die Schweizer Politik und Zeitungs-
wesen im Rückspiegel spannungs-
reich an sich vorüberziehen lassen 
möchten.

M i g r a t i o n , 
Integration 
und Men-
schenrechte. 
Über 30 Au-
t o r i n n e n 
und Autoren 
haben an 
der jüngs-
ten Ausgabe 

der Halbjahreszeitschrift «WIDER-
SPRUCH» mitgewirkt. Das Heft 
Nr. 51 beleuchtet materialreich die 
unrühmlichen Mechanismen und 
Ausprägungen der schweizerischen 
Asyl- und Migrationspolitik, wel-
che zunehmend einer demagogisch 
gesteuerten Aushöhlung der Men-
schenrechte unterliegt. ■

Literaturangaben
Andreas Iten: Gegengelesen. Ein po-
litischer Bericht. Roman, 202 Seiten, 
Verlag Martin Wallimann, Fr. 35.-
WIDERSPRUCH Heft 51: Migration, 
Integration und Menschenrechte, 
232 Seiten, Fr. 25.-, Postfach 3031 
Zürich, www.widerspruch.ch
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Das politische Buch

Journalismus einst und heute

Redaktion BULLETIN

Karin Gölitzer – 
neue Sekretärin der Alternativen

Karin Gölitzer ist seit 1. Februar 2007 neue politische 
Sachbearbeiterin der Alternativen, Kanton Zug. Gebo-
ren und aufgewachsen ist sie in Deutschland (Thürin-
gen) und vor einiger Zeit nach Hünenberg gezogen. Sie 
bringt reiche Erfahrung an Gewerkschafts- und SPD-
Vorstandsarbeit sowie Parlamentserfahrung im Kreis-
tag mit. In Zug engagierte sie sich bisher im FraueN-
etz der Frauenzentrale und im International Women ś 
Club. 

Liebe Karin, wir wünschen dir bei deiner neuen Aufgabe viel Freude und 
Erfolg! Eine der ersten Aufgaben als neue Sekretärin ist die Durchführung 
des Sekretariat-Umzugs der Alternativen. ■

Sekretariat der Alternativen mit 
neuer Adresse

Das neue Büro ist ab 1. April 2007 
in den Räumlichkeiten der Gewerk-
schaft UNIA.

Alternative Kanton Zug
Metallstrasse 5
PF 4806
6304 Zug
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Büchermail

Brigitte Aschwanden, 
Lorenz Gerber, 
Ulla Schiesser, Zug

Liebe Brigitte, 
lieber Lorenz
Seit wir umgezogen sind, 
komme ich kaum zum 
Lesen und meine Inspirati-
on liegt noch fein säuber-
lich verpackt auf einem 
Kellerregal. Könnt ihr mir 
fürs BULLETIN mailen, 
was gerade euer Leserherz 
bewegt? Bis bald.

Liebe Ulla 
Kürzlich hat mir Christoph 
nach einem angeregten 
Gespräch über unsere 
Chinareise schmunzelnd 
einen Krimi in die Hände 
gedrückt: «Der wird dir 
gefallen.» Qiu Xiaolongs 
«Tod einer roten Heldin» 

hat mich dann auch für 
zwei Tage unansprechbar 
gemacht.
Stell dir als Opfer eine 
Wasserleiche vor, die als 
Guan Hongying identifi -
ziert wird, Modellarbeite-
rin und Heldin der Arbeit, 
ein politisches Vorbild 
also. Der Ermittler ist ein 
junger, sympathischer 
Oberinspektor, Chan Cao, 
von der Shanghaier Mord-
kommission, zuständig 

für  Fälle mit politischem 
Hintergrund. Eigentlich 
hätte er eine literarische 
Karriere bevorzugt und 
schreibt gelegentlich Ge-
dichte. Ich liess mich vom 
Shanghai der 90er Jahre 
in den Bann ziehen und 
von  Milieuschilderungen, 
aufschlussreicher als man-
che gesellschaftspolitische 
Abhandlung über China. 
Die Figuren im Krimi sind 
politische Drahtzieher im 
Hintergrund, gesellschaft-
liche Auf- oder Absteiger, 
niemand weiss genau, 
wann die Richtung wech-
selt. Der Leser  gewinnt auf 
vergnügliche und span-
nende Weise Einblick ins 
chinesische Alltagsleben, 
in Ess- und Liebeskultur, 
Überlebenskunst und last 
but not least chinesische 
Literatur, einen Einblick in 
die Gesellschaft zu Zeiten 
Den Xiaopings und seinen 
gewagten Balanceakt zwi-
schen Kommunismus und 
Marktwirtschaft. 
Natürlich ist es keine 
wertfreie Schilderung. Wir 
haben es bei Qiu Xiaolong 
mit einem Autor zu tun, 
der nach dem Massaker 
am Platz des Himmlischen 
Friedens  nicht von einer 
Reise in die USA  zurück-
gekehrt ist.
Ich bin gespannt, ob der 
Krimi auch faszinierend 
wirkt, wenn man selber 
noch nicht vor der Shang-
haier Skyline Skorpionen-
Spiessli auf dem Grill 
bewundert hat. Lass es 
mich hören!
Brigitte

Liebe Ulla 
Ein Blick in die Tageszei-
tung kann uns glauben ma-

chen, jeder könne zufällig 
und willkürlich als Opfer 
eines Terroranschlags 
enden. In den USA, auf 
Bali, in Ägypten, überall. 
Was uns weniger wahr-
scheinlich scheint: Zu 
Unrecht für einen Terro-
risten gehalten zu werden.  
Dieses Schicksal ereilt Ralf 

Ho-
ren-

burg, den Protagonisten 
in Michael Lüders Roman 
«Der Verrat». Als Mit-
arbeiter des Auswärti-
gen Amtes reist er nach 
Pakistan und Afghanistan, 
um einen entführten deut-
schen Geschäftsmann zu 
fi nden und frei zu bekom-
men. Dem Islam-Beobach-
ter mit Arabischkenntnis-
sen gelingt es, Kontakte 
zu knüpfen und in das 
von Taliban kontrollierte 
Gebiet vorzudringen. Wäh-
rend eines US-Luftangriffs 
werden ihm die Schrecken 
des Krieges auf drastische 
Weise bewusst und es 
beginnt eine Irrfahrt durch 
das vom Krieg zerrissene 
Land. Lüders gewährt Ein-
blicke in eine archaische 
Gesellschaft, von Gewalt, 
Fundamentalismus und 
Krieg gezeichnet, vom 
Wunsch nach Frieden und 
Gerechtigkeit getrieben. 
Als Horenburg verdächtigt 
wird, Kontakte zu Al Kai-
da zu unterhalten, muss er 

untertauchen und fi ndet 
sich plötzlich in einem La-
ger arabischer Terroristen 
wieder. Ihm wird deutlich, 
wie unangebracht das Gut-
Böse-Schema ist: «War ich 
also der Gute, die anderen 
die Bösen? So empfand 
ich es nicht. [...] Für mich 
ging es nicht um Moral, 
nicht einmal um Gerech-
tigkeit. Vielmehr war ich 
entschlossen, mich keinem 
Schicksal zu ergeben. [...] 
Die Würde eines Men-
schen hängt nicht von 
seinem Reisepass ab. Für 
mich zählte allein die Ent-
schlossenheit, das eigene 
Leben und Selbstbild nicht 
von anderen bestimmen zu 
lassen.» Die neue Identi-
tät, die Horenburg dank 
eines gefälschten Passes 
annimmt, symbolisiert 
auch eine veränderte 
innere Haltung, die frei 
ist von Ideologie und 
Chauvinismus. Neben der 
authentischen Darstellung 
der Realität in Afghanistan 
ist vor allem die Entwick-
lung des Romanhelden ein 
Lesegenuss.
Lorenz

Literaturangaben
Alois Prinz: Beruf Philo-
sophin oder die Liebe zur 
Welt. Beltz Verlag.
Qiu Xialong: Tod einer 
roten Heldin. Dtv
Michael Lüders: Der Ver-
rat. Miles & More.
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FliZ-Programm im 
Kino Gotthard

Sonntag, 1. April 2007, 
10.30 Uhr, Premierenmati-
nee Kino Seehof, Zug:

FAUSTRECHT – eine 
Langzeitdokumentation 
von Bernard Weber und 
Robi Müller. In Anwesen-
heit von Robi Müller und 
Tim; kurze Einführung 
zum Thema.

Mittwoch, 11. April 2007, 
18.00 Uhr, Aula GIBZ, 
Baarerstr. 100: 

FAUSTRECHT 
20.00 Uhr, Podiumsdis-
kussion – eine Veran-
staltung von FLIZ, Zuger 
Kinos, Zuger Fachstelle 
punkto Jugend und Kind, 
GIBZ.
Der Film begleitet zwei 
sehr unterschiedliche, 
gewalttätige Jugendliche 
zwei Jahre durch An-
stalten, Pfl egefamilien, 
Therapien, Rückfälle und 
stellt brennende Fragen zu 
einem Phänomen unserer 
Zeit: nach den komplexen 
Ursachen von Gewalt, zu 
Prävention und Therapie.
Podium: Patrick Cotti, 

Bildungsdirektor; Beat 
Villiger, Sicherheitsdi-
rektor; Manuela Griffel, 
Jugendbeauftragte Zuger 
Polizei; Regula Blattmann, 
APD; André Woodtli, Rek-
tor Cham; Bernard Weber, 
Regisseur.
Moderation: Martin 
Spilker.

Montag, 2. April 2007, 
19.30 Uhr 
GV FLIZ  – im Foyer The-
ater im Burgbachkeller mit 
fi lmischer Überraschung, 
Apéro. Wir freuen uns 
auf  unsere Mitglieder und 
Interessenten.

Montag, 7. Mai 2007, 
20.00 Uhr, wieder (nor-
mal) im Kino Gotthard
BAMAK – von Abder-
rahmane Sissako, Mali 
(ein Film der «magischen 
Augenblicke»)

Es sind globale Fragen, die 
in ‚Bamako’ anklingen: 
eine Gerichtsverhandlung 
wird mit echten Anwälten 
in Szene gesetzt (The-
ma Weltbank und IWF) 
– vor zwei Parteien: die 
BürgerInnen und die Ins-
titutionen. Und schliess-
lich muss sich nach den 
fl ammenden Plädoyers 
das Publikum ein Urteil 
bilden! Sissako ist kein 
Mann der lauen Worte. 
Sein Weltgericht kommt 

auf Samtpfoten, mit 
einem Schuss Ironie und 
durchaus Hoffnung. Es ist 
eher ein philosophisches 
Traktat als ein pathe-
tisches Gerichtsdrama im 
Hollywoodzuschnitt.
Ruedi Küng, Afrika-
korrespondent DRS ist 
anwesend!

Montag, 21. Mai 2007, 
20.00 Uhr
LOSERS AND WINNERS 
– ein Dokumentarfi lm von 
Ulrike Franke und Micha-
el Loeken

400 chinesische Arbeiter 
zerlegen im Ruhrgebiet 
die Kokerei Kaiserstuhl in 
Einzelteile und verschif-
fen sie in ihre Heimat: 
Abbruch West - Aufbau 
Fernost. Die letzten 
Dortmunder Koker müs-
sen den Chinesen dabei 
helfen, ihren eigenen 
Arbeitsplatz abzubauen.
Kein Schweizer Verleih, 
die Regisseure sind anwe-
send!

Das Juniprogramm ist in 
Arbeit und richtet sich 
nach den Möglichkeiten 
der Regisseure, nach Zug 
zu kommen!

Verabschiedung von 
Judith Kellenberger

Judith Kellenberger war 
von Anfang des Jahres 
2004 bis Ende 2006 
in der Redaktion des 
Bulletins. Sie trat damals 
gleichzeitig mit Adelina 
Odermatt und Philipp Bi-
schof der Redaktion bei. 
Von Anfang an war sie 
kompromisslos, wenn es 
darum ging, die Perspek-
tive der Angestellten und 
arbeitenden Bevölkerung 
aufzuzeigen und ihr ei-
nen Platz im Bulletin zu 
erobern. Dies zeigte sich 
beispielsweise in ihrem 
ersten Artikel über die 
(pseudo-)demokratischen 
Vorgänge rund um den 
Superdiscounter Migros. 
Mit ihrer engagierten 
Art führte sie uns durch 
etliche Redaktionsdis-
kussionen, was wir sehr 
schätzten. Die herzliche 
und temperamentvolle 
Art von Judith werden 
wir vermissen. Judith, 
wir möchten dir für deine 
Arbeit im Bulletin herz-
lich danken! 

Im Namen der Redaktion: 
Natalie Chiodi

Verabschiedung
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MI, 4. April: Alternative 
Monatsbar und General-
versammlung Alternative 
Kanton Zug
Ab 18.00 Monatsbar, 
19.00 GV, Siehbachsaal, 
Zug

SA, 7. April: Stamm 
KriFo Cham
Ab 8.00, Café Neudorf, 
Cham

MI, 11. April: Gene-
ralversammlung KriFo 
Cham
19.30, Rest. Villette, 
Cham

SA, 14. April: Baarer 
Velo-Börse 2007 (bei 
jeder Witterung)
8.00-15.00, beim Schul-
hausplatz Marktgasse 
(Seite Rathaus-Schüür)
Veloannahme: 8.00-11.00 
und Veloverkauf: 11.00-
14.00 Uhr

1. Mai- Feier auf dem 
Landsgemeindeplatz 
unter der Linde in Zug, 
Thema: RESPEKT!
-17.00 Beginn 1. Mai-Feier
-ab 18.00 Reden zum 1. 
Mai: - Josef Lang (Natio-
nalrat Kanton Zug)
- Rita Schiavi (Geschäfts-
leitungsmitglied Unia-Na-
tional)
- Barbara Gysel (neue Prä-
sidentin Gewerkschafts-
bund Kanton Zug, SAH 
Projektleiterin) 

MI, 2. Mai: Alternative 
Monatsbar
18.30, Siehbachsaal, Zug
Mit Köchen und Kö-
chinnen der SGA Zug

FR, 11. Mai: Generalver-
sammlung BULLETIN 
Alternative Kanton Zug
20.00 GV und ab 21.00 
Tanzabend mit DJ Tony, 
Siehbachsaal, Zug

DI, 29. Mai: Generalver-
sammlung Gleis 3 19.30, 
Zentrum Dorfmatt, Rot-
kreuz, Sitzungssaal 1

MI, 6. Juni: Alternative 
Monatsbar
18.30, Siehbachsaal, Zug
Mit Köchen und Kö-
chinnen der SGA Baar

MI, 4. Juli: Alternative 
Monatsbar
18.30, Siehbachsaal, Zug
Mit Köchen und Kö-
chinnen des Forum 
Oberägeri

Die Alternativen im 
Kanton Zug

Alternative Kanton Zug
Postfach 4806, 6304 Zug
041 711 99 09
www.alternative-zug.ch
info@alternative-zug.ch

Forum Oberägeri
Andreas Kuhn
Lutisbachweg 9, 
6315 Oberägeri
www.forum-oberaegeri.ch
forum-oberaegeri@my-
mail.ch

Freie Wähler Menzingen
Postfach 112, 
6313 Menzingen
roozeboom@solnet.ch

Frische Brise Alternative 
Steinhausen
Postfach 123, 
6312 Steinhausen
www.frischebrise.ch
ursfalk@bluewin.ch

Gleis 3 Risch-Rotkreuz
Hanni Schriber, 
Unterer Haldenweg 5, 
6343 Rotkreuz
www.gleis3.ch
hannischriber@gmx.ch

Krifo Alternative Cham
Esther Haas, 
Sonneggstrasse 11, 
6330 Cham
haas-pousaz@gmx.ch

SGA Zug/Baar
Postfach 4805, 6304 Zug
www.sga-zug.ch
info@sga-zug.ch

Alternative Fraktion im 
Kantonsrat
www.alternativefraktion.ch

Namentlich gezeichnete 
Artikel unterliegen der 
alleinigen Verantwor-
tung der Autorinnen und 
Autoren.
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